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Zielsetzung und Anlass des Vorhabens 

Ziel des Vorhabens war es die Voraussetzungen zu klären, unter denen die mit der Gebrauchsartendifferenzierung 
einhergehende Innovationsrichtung auch in Bestandsgebieten greifen kann. Dabei wurde untersucht, welche Hemm-
nisse und Hürden gegenüber einer wasserwirtschaftlichen Transformation im Bestand existieren, welche Anlässe und 
Gelegenheitsfenster sich hierfür ergeben und welche Instrumente diese Transformation befördern könnten. Zudem 
wurden Forschung- und Entwicklungsaufgaben und -fragen identifiziert. 

Darstellung der Arbeitsschritte und der angewandten Methoden 

Kern des Projektes war ein eintägiger Expert*innenworkshop, der im Duktus eines Werkstattgesprächs konzipiert 
wurde. Dazu wurden Expert*innen aus der Wissenschaft und Praxis geladen um ein möglichst gemeinsames Bild zu 
entwickeln, wie sich die Herausforderungen einer Transformation der Wasserinfrastruktur im Bestand überwinden las-
sen. Vorgeschaltet wurde eine Desktop-Recherche zu aktuellen Entwicklungen mit Blick auf die Transformation der 
Wasserinfrastruktur, um innovative Inhalte und Diskussionspunkte für den Workshop als auch geeignete Teilnehmende 
gewinnen zu können. 
Anschließend wurden die Ergebnisse des Werkstattgesprächs dokumentiert und allen Teilnehmenden zur Verfügung 
gestellt. Die abschließende Auswertung der Ergebnisse fokussierte sich auf die Fragestellungen der tatsächlichen Her-
ausforderungen, Instrumente, Transformationspfade und offenen Forschungsfragen. 
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Ergebnisse und Diskussion 

Das Werkstattgespräch als auch die Auswertung von Literatur und Diskurs ergaben, dass es zunächst wichtig ist, 
die Zielstellungen und Anlässe von Innovation und aktuelle Veränderungsbedarfe zu kennen, um eine Transforma-
tion der Wasserinfrastruktur im Bestand zielgerichtet anstoßen zu können. Zu diesen Zielstellungen und Anlässen 
zählen die Kreislaufwirtschaft und Ressourcenpflege, die Wassergüte und Einleitqualität des Klarwassers in die Ge-
wässer gemäß EU-Wassser-Rahmenrichtlinie, die Einsparung von betrieblichen Kosten und Aufwand durch bessere 
Konzeption und Dimensionierung, die Reduktion der hygienischen Risiken sowie die gekoppelten Infrastrukturen zur 
Ausnutzung von Restwärme im Grauwasser, zur Herstellung lokaler Wasserkreisläufe und zur Klimaanpassung in 
den Kommunen.  
Bei den Hemmnissen und Hürden wurde deutlich, dass klar nach entkräftbaren Einwänden und echten Hemmnissen 
und Hürden unterschieden werden muss. Der Bericht liefert Argumentationsketten zur Entkräftung von aus Unkennt-
nis, Unsicherheit oder Unwillen benannten Einwänden. Er benennt jedoch auch die Hemmnisse und Hürden, um die 
man sich kümmern muss. Diese sind: keine bestehende Erfahrung mit Transformation im Siedlungsbestand, Um-
gang mit Unsicherheiten und Transformationsrisiken sowie eine zu deren Bewältigung fehlende Risikogovernance 
sowie fehlendes kompetentes und gut ausgebildetes Fachpersonal. Als wesentliches Hemmnis wurden jedoch die 
in der Wasserinfrastruktur bestehenden Pfadabhängigkeiten und der sozio-ökonomische Umgang mit denselben 
identifiziert. Ergänzend kommt zudem eine hohe Komplexität an Akteuren, Prozessschritten, Interessen und Aufga-
ben hinzu, die es zu koordinieren gilt. 
Das Potenzial für Transformationen in Richtung Gebrauchsartendifferenzierung unterschiedlich strukturierter Be-
standsgebiete muss die Unterschiede dieser Gebiete aufnehmen, um Gelegenheitsfenster identifizieren zu können. 
Diese können sehr unterschiedlich gelagert sein. Es zeigt sich jedoch, dass sich nahezu für jeden Bestandsgebiets-
typ diese Gelegenheitsfenster ergeben und damit die aktuell bestehende, grundsätzlich skeptische planerische Hal-
tung zu revidieren ist. Folglich braucht es auch unterschiedliche Transformationspfade, um eine Veränderung der 
Bestandsgebiete zu erreichen. Diese beruhen auf unterschiedlichen räumlichen Skalen (und verschiedenen Abhän-
gigkeiten von den bereits bestehenden Wasserinfrastrukturen), beinhalten jedoch zugleich verschiedene und unter-
schiedlich gut mobilisierbare bzw. auswertbare Wasser- und Abwasserströme. 
Für die Transformation braucht es im Bestand zahlreiche Instrumente, die sich nach folgenden Kategorien sortieren 
lassen: planungs- und ordnungsrechtliche, finanzielle (einschließlich Förderung), technisch-organisatorische, koope-
rative als auch informatorische Instrumente. Vermutlich empfiehlt sich ein Instrumentenmix. Die Nutzbarkeit der In-
strumente reicht von direkt einsetzbar und bekannt über in Piloten erprobt und zu modifizieren bis zu noch auszuar-
beiten und zu erproben; z.T. besteht (auch gesetzgeberischer) Gestaltungsbedarf, damit etwa die Abwassergebühr 
zur Finanzierung der wasserinfrastrukturellen Transformation im Bestand anwendbar wird. 
Daraus lassen sich folgende Forschungs- und Entwicklungsbedarfe ableiten:  
• Entwicklung effizienter und innovativer Leitungsführungen innerhalb und außerhalb von Gebäuden
• Bewertung der technischen Möglichkeiten einer ressourcenschonenden Umrüstung
• Entwicklung eines Informationsinstruments zur sektor- und ressortübergreifenden Identifizierung der Gele-

genheitsfenster im Bestand
• Schaffung des Bewusstseins der Gebäudeeigentümer*innen für Wasserbelange z.B. über Wasserpass für

Gebäude
• Erarbeitung der Finanzierung der Transformation der Wasserinfrastruktur im Siedlungsbestand auf das Ge-

bührenaufkommen aus der Abwassergebühr inkl. einer möglichen Neugestaltung der bestehende Tarif-/Ge-
bührenmodelle

• Instrument zum frühzeitigen Erkennen relevanter Barrieren und deren Beziehungen zu einzelnen Stakehol-
dern

• Bearbeitung der subjektiven und objektiven Transformationshemmnisse und -risiken
• Differenzierung der derzeitigen Lösungswege und Aufdecken möglicher neuer Pfadabhängigkeiten
• Identifizierung von Potenzial- und Vorranggebieten im Bestand

Zukünftige Forschung sollte zudem nicht alleine praxisbezogen ausgerichtet werden, sondern einen kritischen trans-
disziplinären Forschungsansatz verfolgen. Erforderlich ist hierfür eine Förderung nicht nur durch die Ressortfor-
schung, die eine derartige transdisziplinäre Breite in der Regel nicht finanzieren kann, sondern vor allem auch durch 
das BMBF in Form weiterer soziotechnischer "Leuchtturmprojekte", in denen alternative städtische Wassersysteme 
in großem Maßstab umgesetzt werden, auch im Siedlungsbestand. 
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Öffentlichkeitsarbeit 
 
Die Ergebnisse werden neben dem Schlussbericht im Rahmen einer Publikation in der Reihe ISOE-Materialien 
Soziale Ökologie im September 2022 veröffentlicht. Dieses soll von Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, insbe-
sondere einer Pressemitteilung, begleitet werden. Zugleich werden Entscheidungsträger im Bereich der Förderpo-
litik zielgerichtet angesprochen. 
Ergänzend ist eine Publikation in einer Fachzeitschrift der Siedlungswasserwirtschaft in Vorbereitung; möglicher 
Veröffentlichungsort ist die Praktikerzeitschrift DVGW-energie-wasser-praxis. 

Fazit 
 
Voraussetzung für eine wirksame Transformation im Bestand wird in der Regel eine politische Entscheidung der 
Kommune für eine aktive Umgestaltung der Wasserinfrastruktur sein. Um eine solche Entscheidung gut treffen 
zu können, sollte die Kommune aufbauen auf einer wissenschaftlich gestützten Ziel- und Maßnahmenfindung 
z.B. in Form einer wasserwirtschaftlichen Ersteinschätzung der Maßnahmen, einem Masterplan o.ä. 
Bau- und siedlungsstrukturell, aber auch aufgrund der naturräumlichen Bedingungen, der Eigentums-strukturen 
und der historischen und aktuellen Nutzungen und Nutzenden sind die Bestandsgebiete sehr unterschiedlich und 
auch in verschiedener Weise für eine Transformation geeignet. In Industrieparks und Konversionsgebieten lässt 
sich, wie aktuelle Beispiele belegen, bereits heute die Transformation ebenso wie im Neubau umsetzen. Eine 
weitgehende Transformation aller Siedlungs-, Gewerbe- und Industriegebiete erscheint heute noch fast utopisch, 
ist jedoch bei Nutzung aller geeigneten Gelegenheiten und Instrumente mittel- bis langfristig bei einer zeitnahen 
entsprechenden Weichenstellung und Bearbeitung der offenen Fragestellungen erreichbar. 
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1 Zusammenfassung 

Ziel des Vorhabens war es zu prüfen, welche Hemmnisse und Hürden gegenüber einer wasserwirt-
schaftlichen Transformation im Bestand existieren, welche Anlässe und Gelegenheitsfenster sich 
hierfür ergeben und welche Instrumente diese Transformation befördern könnten. Aufbauend auf 
einer Desktop-Untersuchung wurde zu diesem Thema am 15. Juni 2022 ein Werkstattgespräch mit 
ausgewählten Expert*innen aus der Wissenschaft, der Beratung und der kommunalen Praxis 
durchgeführt und im Nachgang ausgewertet. 

Im Hinblick auf mehrere Zielstellungen von Innovation kann eine Transformation der Wasserinfra-
struktur im Bestand angestoßen und zielgerichtet verfolgt werden. Die Anlässe und Gelegenheits-
fenster hierzu werden bisher nicht immer frühzeitig erkannt; hierbei ist Wissen unterschiedlicher 
Akteure möglichst zusammenzuführen. Diesbezügliche Entscheidungen sehr heterogener Akteure 
(z.B. Eigentümer*innen von Gebäuden, kommunale Ämter und wasserwirtschaftliche Aufgaben-
träger) sind vorzubereiten und nach Möglichkeit (etwa durch ein Kooperationsmanagement von 
kommunalen Sanierungs- oder Transformationsbeauftragten) zu synchronisieren.  

Entkräftbare Einwände, die häufig gegen die Transformationen vorgebracht werden, um Nichthan-
deln zu legitimieren, sollten von echten Hemmnissen und Hürden unterschieden werden; auch tat-
sächliche Hindernisse wie etwa Pfadabhängigkeiten lassen sich in der Regel gestalten und verrin-
gern. Hinsichtlich der mit der Transformation eventuell verbundenen Risiken kann auch von den 
erfolgreichen Transformationen im Neubau gelernt werden. 

Im Bestand ist nach der Siedlungsstruktur, aber auch nach dem Entwicklungs- bzw. städtebaulichen 
Sukzessionsgrad und ggfs. nach Eigentümerstrukturen zu unterscheiden. Die unterschiedlichen 
Möglichkeiten in den verschiedenen Bestandsgebieten sollten bei der Festlegung von einzuschla-
genden Transformationspfaden berücksichtigt werden. Für Konversionsgebiete kann insbesondere 
auf planungsrechtlich bewährten Instrumenten aufgebaut werden. Für Sanierungsgebiete ist eine 
Transformation der Wasserinfrastruktur gut möglich, aber bisher nicht mit den zur Verfügung ste-
henden städtebaurechtlichen Instrumenten erprobt. Satzungsrechtliche Instrumente sind auch in 
anderen Fällen geeignet, aber gegebenenfalls durch städtebauliche Verträge oder zivilrechtliche 
Vereinbarungen zu ergänzen. 

Effiziente, zugleich möglich wenig materialintensive Leitungsführungen innerhalb und außerhalb 
von Gebäuden sollten auch unter dem Gesichtspunkt der Kreislaufwirtschaft weiterentwickelt wer-
den. Auch sollten im Bestand Potenzial- und Vorranggebiete wasserwirtschaftlicher Transformati-
onen lokalisiert werden. Neben Forschungs- und Entwicklungsbedarf wurde auch Regelungs- und 
Gestaltungsbedarf identifiziert. Dieser betrifft auch vorhandene Steuerungs- und Finanzierungsin-
strumente (z.B. Abwasserabgabe). 
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2 Einleitung 

2.1 Hintergrund 

Die Belastung der Ressource Wasser nimmt kontinuierlich zu: Der Klimawandel und seine Wirkung 
auf die Wasserressourcen durch Starkregen oder auch lange Phasen der Hitze und Trockenheit, 
wachsende Metropolregionen mit steigenden Wasserbedarfen, die Verschmutzung von Oberflä-
chengewässern etwa mit Spurenstoffen oder durch Stickstoff-/Phosphoreinträge von eingeleiteten 
Kläranlagenabläufen erzeugen Handlungsbedarf. Gleichzeitig wird Wasser aufwendig und mit gro-
ßem Ressourcenaufwand zu Trinkwasser aufbereitet und zum Teil über große Distanzen transpor-
tiert für Zwecke, für die es nicht unbedingt notwendig ist wie zum Beispiel für das Spülen von Toi-
letten oder zum Bewässern von Grünflächen. Für beides könnten auch lokale Wasserressourcen 
mit geringerer Qualität wie etwa aufbereitetes Abwasser oder Niederschlagswasser genutzt wer-
den. Soweit sich die bestehenden Nutzungsmuster nicht ändern, werden aufgrund des Klimawan-
dels zunehmende Trockenperioden und Hitze dazu führen, dass zusätzliche Wasserressourcen in 
Anspruch genommen werden müssen (Kluge/Treskatis 2022). Eine Veränderung der bestehenden 
Nutzungsmuster im Wasserbereich erlaubt zudem die Ausschöpfung von energetischen Reserven 
aus dem Abwasser (Davoudi/Scheidegger/Winker 2017). Eine Abkehr von einer alleine nachsor-
genden Abwasserbehandlung und ein Einbezug von Maßnahmen an der Quelle ermöglicht es, die 
großen hygienischen Herausforderungen im Abwasserbereich nachhaltig zu bearbeiten (Londong 
2022). 

Ein Ziel aktueller Forschung in der Siedlungswasserwirtschaft ist es, Umweltentlastungen, Klima-
anpassung und Klimaschutzmaßnahmen mittels eines nachhaltigeren Umgangs mit der Ressource 
Wasser in den Gemeinden und Städten zu bewirken. Die in diesem Zusammenhang anstehenden 
Umweltinnovationen im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft zielen auf neuartige Wassersys-
teme (Larsen et al. 2016; Londong/Hillenbrand/Niederste-Hollenberg 2011). Im Zentrum steht die 
(häusliche) Nutzung von Betriebswasser bzw. die Rückführung von getrennten Abwasserströmen 
zur weiteren Verwertung und Nutzung, im weiteren Text auch als Gebrauchsartendifferenzierung 
bezeichnet. Dies erfordert eine Umgestaltung der Wasserinfrastruktur, die, wenn sie Gemeinden 
und Städte weitgehend oder gar umfassend betreffen soll, sowohl im häuslichen als auch im öf-
fentlichen Bereich stattfinden muss. Mittlerweile sind alle Vorbedingungen vorhanden, um diese 
Neuerungen in Neubaugebieten zu implementieren. Dagegen wurden bisher Umsetzungen im Ge-
bäudebestand vernachlässigt. Die großen Umwelteffekte der Innovation werden allerdings nur zu 
erreichen sein, wenn es zu flächendeckenden Umsetzungen kommt und die neuartigen Wasserin-
frastrukturen auch in Bestandsgebäude eingezogen, angeschlossen, betrieben und genutzt wer-
den. 
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2.2 Zielsetzung des Vorhabens 

In dem durchgeführten Vorhaben ging es entsprechend darum, die Voraussetzungen zu klären, 
unter denen die mit der Gebrauchsartendifferenzierung einhergehende Innovationsrichtung auch 
in Bestandsgebieten greifen kann. Dabei sollten 

● Gelegenheitsfenster für eine Transformation identifiziert,
● im Fachdiskurs erkannte Hemmnisse und Hürden geprüft,
● Forschungs- und Entwicklungsaufgaben und -fragen unter Berücksichtigung der Regelungs- und

Gestaltungsbedarfe identifiziert werden.

Mittels eines Expert*innenworkshops und auf dessen Ergebnissen aufbauend wurden insbeson-
dere die Forschungsfragen und -aufgaben herausgearbeitet, also inwiefern eine Transformation im 
Bestand möglich werden kann. Hierbei wurden die folgenden Fragen verfolgt: Welcher Bestand 
bietet sich dafür vorrangig an? Was sind die möglichen Pfade der Transformation? Was braucht es 
an Instrumenten für eine erfolgreiche Transformation?  

Ziel des Projekts war es, mögliche Lösungswege und die dafür notwendigen technischen, planeri-
schen und rechtlichen/politischen Fragestellungen zu identifizieren, verfügbares Wissen und In-
strumente zu benennen sowie offene Fragen, Forschungs- und Entwicklungsbedarfe zu erarbeiten. 

Die Ergebnisse werden in einer Schriftenreihe des ISOE und in einer siedlungswasserwirtschaftli-
chen Zeitschrift veröffentlicht. Damit werden sie nicht nur in den teilnehmenden Expertenkreis 
zurückgespielt, sondern können auch sonst die wirtschaftliche, forschend-entwickelnde und för-
derpolitische Praxis rasch erreichen, damit die Herausforderungen einer wasserwirtschaftlichen 
Transformation auch im Siedlungsbestand angegangen werden können. 

2.3 Projektstruktur und Vorgehensweise 

Kern des Projektes ist ein eintägiger Expert*innenworkshop, der im Duktus eines Werkstattge-
sprächs konzipiert wurde. Dazu wurden Expert*innen aus der Wissenschaft und Praxis eingeladen, 
um ein möglichst gemeinsames Bild zu entwickeln, wie sich die Herausforderungen einer Transfor-
mation der Wasserinfrastruktur im Bestand überwinden lassen. Vorgeschaltet wurde eine Desk-
top-Recherche zu aktuellen Entwicklungen mit Blick auf die Transformation der Wasserinfrastruk-
tur, um sowohl innovative Inhalte und Diskussionspunkte für den Workshop als auch geeignete 
Teilnehmende gewinnen zu können. Im Fokus standen dabei zum einen innovative Inhalte im Be-
reich der technischen Weiterentwicklung, der Veränderungen der Governance und der Stadtpla-
nung und zum anderen Akteure aus dem Bereich der neuartigen Sanitärsysteme bzw. Betriebswas-
sersysteme wie auch Innovationsführer für neuartige Lösungen und Erfahrungsträger von bereits 
existierenden Transformationen.  

Ursprünglich hätte dieses Werkstattgespräch in Präsenz stattfinden sollen. Aufgrund der pande-
miebedingten rechtlichen Auflagen für Präsenzveranstaltungen stellte sich die Raumfindung je-
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doch als problematisch heraus. Die wesentlich größeren Räume zur Sicherstellung von Mindestab-
ständen hätten die Kosten für die Veranstaltung deutlich erhöht, zudem waren Auswahl und Ver-
fügbarkeiten stark eingeschränkt. Dies zog Probleme bei der Terminfindung nach sich und führte 
letztlich dazu, den Workshop digital zu planen und stattfinden zu lassen. Hinzu kam, dass sich die 
Gewinnung von Vortragenden schwieriger gestaltete als antizipiert und teilweise nicht möglich 
war. All diese genannten Faktoren wirkten zusammen und trugen auch zu einer zeitlichen Verzö-
gerung im Ablauf des Vorhabens bei. Der Workshop konnte erst am 15. Juni 2022 umgesetzt wer-
den. 

Als Nebeneffekt der Verschiebung des Workshops in den digitalen Raum konnte der Kreis der ein-
geladenen Personen vergrößert werden. Es wurden Akteure aus den Bereichen Wissenschaft, be-
ratende Ingenieure, Kommunen, Siedlungswasserwirtschaft und Unternehmen sowie Immobilien-
besitzer/-betreibende v.a. aus Deutschland eingeladen. Dabei wurde darauf geachtet, Personen 
aus verschiedenen Kommunaladministrationen einzuladen und keine Kommune und keinen Be-
reich zu überrepräsentieren. Beim Versenden der Einladungen stellte sich heraus, dass der Adres-
satenkreis deutlich kleiner ausfiel und es wesentlich weniger kompetente und am Thema arbei-
tende Personen gibt als angenommen. Bei den Rückmeldungen zeigte sich dann, dass es nicht mög-
lich war, Personen aus dem Bereich der Wasserversorgung mit Fokus Haus- und Quartiersinstalla-
tion, der Wohnungswirtschaft und der Stadtsoziologie zu gewinnen. Die Sichtweisen und Expertise 
dieser Gruppen konnten nur indirekt über Erfahrungsberichte und den individuellen Austausch von 
Teilnehmenden eingetragen werden. 

Im Rahmen der Vorerkundungen bei potenziellen Fachleuten wurde bereits deutlich, dass es im 
Feld zu früh für den im Antrag vorgesehenen Lösungsweg über Bestandstypen ist. Viele der ange-
sprochenen Personen hatten keinen guten Überblick über alle einsetzbaren Möglichkeiten der Ge-
brauchsartendifferenzierung, sondern waren einseitig auf bestimmte Formen (z. B. Fokus auf Grau-
wasser oder Regenwasser) festgelegt. Auch waren bei den potenziell Teilnehmenden keine inhalt-
lichen Schnittmengen hinsichtlich bestimmter Bestandsquartiere/Siedlungsstrukturen auszu-
machen. Daher kam es zu einer Umkonzeptionierung des Workshops. Weiterhin fand eine inhalt-
liche Vertiefung in Arbeitsgruppen statt; diese wurden jedoch anhand anders geschnittener The-
men geplant: Infrastruktur(-technik), Planung/Institutionen, Ökonomie/Wirtschaftlichkeit. 

Das Werkstattgespräch durchlief drei Arbeitsphasen (für Details siehe zudem das Protokoll inkl. 
Programm im Anhang): 

1. Kurze Fachinputs von externen Experten, um einen gemeinsamen Problemstand und eine Dis-
kussionsgrundlage herzustellen;

2. Eigener Input mit zweifacher Funktion: ergänzender Fachinput und Einführung von Hypothe-
sen und ersten Schlussfolgerungen aus der Konzeptionsphase mit anschließender Gruppenar-
beit zu institutionell-planerischen, (infrastruktur-)technischen und wirtschaftlichen Aspekten;

3. Gruppenarbeit und anschließende plenare Benennung von Herausforderungen, möglichen Lö-
sungsansätzen sowie Forschungs- und Entwicklungsbedarfen.



11 

Das Werkstattgespräch verlief über weite Strecken so wie konzipiert. Im Anschluss an die Präsen-
tationen erwies es sich als sinnvoll, länger als geplant einen Raum für Rückfragen zu geben, aus 
denen sich eine gute inhaltliche Diskussion entwickelte. Aufgrund der Rückmeldungen der Teilneh-
menden wurden während des Workshops zwei der geplanten Arbeitsgruppen zusammengelegt, 
nämlich Infrastruktur(-technik) und Ökonomie. 

Anschließend wurden die Ergebnisse des Werkstattgesprächs dokumentiert und allen Teilnehmen-
den zur Verfügung gestellt. Die abschließende Auswertung der Ergebnisse fokussierte sich auf die 
Fragestellungen der tatsächlichen Herausforderungen, Instrumente, Transformationspfade und of-
fenen Forschungsfragen. Während der anschließenden Berichtslegung wurden Publikationen zur 
Veröffentlichung der Ergebnisse vorbereitet. 
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3 Ergebnisse 

Aktuelle Entwicklungen in Ländern in Industriestaaten und Transformationsländern deuten auf ei-
nen Wechsel von konventionellen städtischen Wassersystemen hin zu alternativen Lösungen, die 
sich durch eine stärkere Stoffstromtrennung, Dezentralisierung und Modularisierung auszeichnen. 
Zu diesen Lösungen gehört neben netzunabhängigen Ansätzen insbesondere die Gebrauchsar-
tendifferenzierung mit Hilfe hybrider Infrastruktursysteme (vgl. 3.3.), mit denen dringende globale 
Herausforderungen wie Klimawandel, Eutrophierung und rasche Urbanisierung angegangen wer-
den können. Diese transformierten Wasserinfrastrukturen erlauben es nicht nur, Kreisläufe zu 
schließen und wertvolle Ressourcen zurückzugewinnen, sie passen sich auch flexibel an veränderte 
Randbedingungen wie die Bevölkerungszahl an (Hoffmann et al. 2020) und erhöhen die Klimaresi-
lienz städtischer Agglomerationsgebiete (Trapp/Winker 2020). 

Für Neubauprojekte bzw. neu erschlossene Quartiere ist die Einführung und der Betrieb solcher 
neuartiger Wasserinfrastrukturen aus wissenschaftlicher Sicht bearbeitet (Kluge/Schramm 2016). 
Eine Umsetzung in die Praxis ist unaufwendig möglich. Im Siedlungsbestand kann dies hingegen 
nicht in gleicher Weise umgesetzt werden. Dies liegt zum einen daran, dass die Versorgung des 
Bestands durchgehend aufrechterhalten werden muss. Während jedes Transformationsprozesses 
ist daher für den Siedlungsbestand zu gewährleisten, dass dort die Funktionssicherheit der beste-
henden Infrastruktursysteme unbedingt bestehen bleiben muss (Kaufmann Alves/Knerr 2010; Sta-
ben 2008). Insbesondere werden nicht alle Gebäude eines Gebietes gleichzeitig umgeschlossen, 
sondern sukzessive: Neben der technischen Funktionalität und der (damit komplementär ver-
knüpften) Sicherheit der Ver- bzw. Entsorgungsleistung für die Bestandsbevölkerung sind dabei 
auch die institutionelle Funktionalität (Einhaltung von Gesetzen und technischen Regelwerken) 
und die wirtschaftliche Funktionalität (Kosten, Bezahlbarkeit) zu beachten (Kaufmann Alves/Knerr 
2010).  

In Hinblick auf den Bestand an Wohnsiedlungen sowie an Gewerbegebieten sind bisher nur sehr 
vereinzelt Möglichkeiten für eine Transformation entwickelt worden. Dies gilt sowohl in Bezug auf 
die technische Machbarkeit (vgl. Veser/Berndt 2014; Veser/Londong 2017), die notwendige Pla-
nung (Winker/Trapp 2017) als auch die rechtliche Einschätzung (Hanke 2016). Nach Kaufmann Al-
ves (2012: 50) stellt „die Bereitschaft der Eigentümer zur Änderung der Systeme … die entschei-
dende Einflussgröße dar.“ 

3.1 Zielstellungen und Anlässe der Innovation/Bedarfe 

Die Innovationsrichtung der Gebrauchsartendifferenzierung kann, wie bereits kurz erwähnt, sehr 
unterschiedliche Zielstellungen haben (die auch nebeneinander angelegt sein können): 

● Kreislaufwirtschaft und Ressourcenpflege
● Wassergüte und Einleitqualität des Klarwassers in die Gewässer gemäß WRRL
● Gekoppelte Infrastrukturen (mit der Hausenergie) zur Nutzung von Restwärme im Grauwasser
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● Gekoppelte Infrastrukturen zur Herstellung lokaler Wasserkreisläufe (z. B. Regenwasserbewirt-
schaftung)

● Gekoppelte Infrastrukturen (mit blau-grünen Infrastrukturen) zur Klimaanpassung in den Kom-
munen

● Einsparung von betrieblichen Kosten und Aufwand durch bessere Konzeption und Dimensionie-
rung (z. B. bei Anlagen im ländlichen Raum)

● Reduktion der hygienischen Risiken durch gezielte und strikte Erfassung einzelner Abwasser-
ströme.

Köhler et al. (2017: 13) weisen darauf hin, dass sich die Wasserinfrastrukturen im Bestand häufig 
in einem Zustand befinden, „der gerade für die nächsten Jahrzehnte einen erheblichen Sanierungs- 
und Neubaubedarf erwarten lässt. Dieses Zeitfenster eröffnet die Möglichkeit, Wasserinfrastruk-
tursysteme in einer Art und Weise anzupassen und weiterzuentwickeln, mit denen die beschriebe-
nen Herausforderungen sich besser bewältigen lassen.“ Aktuell existieren recht unterschiedliche 
Anlässe, aufgrund derer sich die Kommune oder andere Akteure für derartige Transformationen 
entscheiden können. Die im Folgenden genannten Gelegenheiten wurden auf dem Workshop be-
stätigt und sind hier gruppiert geordnet: 

● Städtebaulicher Umbau
o Beseitigung/Reduktion von hydraulischen Engpässen in der Kanalisation
o Ertüchtigung/Umbau der Kanalisation (z. B. Anpassung an Demographie, Klimaanpassung,

Alter, Maßnahmen an der Quelle zur Reduktion von hygienischen Belastungen und Spuren-
stoffen)

o Umbau der Wasserversorgung (z. B. Anpassung an Demographie)
o Klimaanpassung durch wassersensitive Stadtentwicklung

● Renovierungsbedarf von Hauswasserwerken (insbesondere im Gebäudebestand vor 1945) mit
Risiken für Trinkwasserversorgung, Wasserschäden usw.
o Verbesserung evtl. zukünftiger Zugangsregelungen für Hausversicherungen (z. B. nach einem 

Leitungswasserschaden)
● Probleme beim Wasserdargebot bzw. bei weiterer Erschließung von Wasserressourcen
● Kommunale und staatliche Förderung

Gelegenheitsfenster ergeben sich insbesondere dann, wenn mehrere dieser Anlässe zusammen-
fallen. Allerdings liegen diese Anlässe bisher alleine in der Aufmerksamkeit sehr unterschiedlicher 
Akteure (z. B. Stadtplanung, Abwasserbeseitiger, Hausbesitzer, Wasserversorger). Um bereits früh-
zeitig und proaktiv diese Gelegenheitsfenster für die Transformation zu identifizieren, wird es also 
entscheidend darauf ankommen, hinsichtlich der Zusammenschau der Anlässe eine entsprechende 
ressort- bzw. sektorübergreifende Wahrnehmung zu entwickeln.  
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3.2 Herausforderungen 

Die im Siedlungsbereich vorhandene neuzeitliche Wasserinfrastruktur ist seit dem 19. Jahrhundert 
entstanden. Sie hat sich seitdem durch vielfältige inkrementelle Innovationen ausdifferenziert und 
weiterentwickelt. Die Wasserinfrastruktur funktioniert daher und erfüllt die gesetzlich vorgeschrie-
benen Aufgaben der Daseinsvorsorge, insbesondere die schadlose Beseitigung der Abwässer aus 
dem Siedlungsgebiet und die durchgängige Versorgung der Bevölkerung mit Wasser. 

Daher ist es nicht verwunderlich, dass die vorhandenen Handlungsroutinen, die mit der etablierten 
Wasserinfrastruktur verknüpften technischen Normen, aber auch die bekannten Strategien die 
Entscheidungsträger in der Kommune, insbesondere bei ihren siedlungswasserwirtschaftlichen 
Aufgabenträgern, weitgehend prägen; in der Folge bildet sich ein Beharrungsvermögen gegenüber 
den Transformationen aus. Dies führt dazu, einmal eingeschlagene Lösungswege als erfolgreich zu 
bewerten und sie trotz veränderter Rahmenbedingungen beizubehalten, statt zu überlegen, ob 
und wie sich mit Hilfe der Transformation von bestehenden Zwängen befreit werden könnte 
(Trapp/Libbe 2016: 28).  

3.2.1 Entkräftbare Einwände 

Gegen eine Transformation der Wasserinfrastruktur im Bestand werden, wie die Autor*innen und 
Workshopteilnehmenden in den letzten Jahren auch in mehreren Projekten praktisch erleben 
mussten, häufig Einwände der folgenden Art vorgebracht (vgl. exemplarisch auch ebd.: 26ff): 

● Die hygienischen Risiken seien nicht beherrschbar.
● Für die Umrüstung müssten Mieter in Ersatzquartiere umgesiedelt werden.
● Für eine dezentrale Versorgung/Abwasseraufbereitung reiche der zusätzliche Platz nicht aus.
● Die Kosten für doppelte Strukturen seien viel zu hoch, nicht bezahlbar.
● Der stofflich-materielle Aufwand für doppelte Strukturen sei viel höher.
● Es komme zu (unsolidarischer) „Rosinenpickerei“ (und in der Folge für diejenigen, die weiterhin

über die Infrastruktur ver-/entsorgt würden, zu einer Erhöhung der Kosten).
● Die Bewohner*innen würden eine Transformation nicht mögen.
● Es gäbe Unsicherheiten bzgl. der benötigten Wassermengen nach Gebrauchsklassifizierung.
● Es beständen Unsicherheiten über den langfristigen Nutzen („benefit“) und die Rentabilität

neuartiger Wasserinfrastrukturen.

Diese Einwände beziehen sich nur zum Teil ausdrücklich auf den Bestand. Die meisten dieser Ein-
wände lassen sich zudem leicht widerlegen und stellen insofern kein generelles Transformations-
hemmnis dar. So ist ein Risikomanagement für die Beherrschung von hygienischen Risiken unauf-
wendig einführbar; Fehlanschlüsse zwischen Trink- und Betriebswasserleitungen lassen sich mit 
den vorgeschriebenen Kennzeichnungen und darauf aufbauenden Qualitätssicherungsmaßnah-
men vermeiden (Schramm/Winker/Zimmermann 2020). 
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Die Umrüstung der Wasserinfrastrukturen erfordert in belegten Wohnungen für die Mieter*innen 
einen beherrschbaren organisatorischen Aufwand (bestenfalls ist es erforderlich, für mehrere Tage 
einen Zugang zu Ersatztoiletten zu haben; keinesfalls müssen aber die Mieter*innen in ein Hotel 
oder eine Ersatzwohnung ziehen). 

Der Platz für eine dezentrale Versorgung kann in Gebäuden, bei denen alle Kellerräume belegt sind, 
außerhalb geschaffen werden (z. B. lassen sich Zisternen und Steuerungseinheiten für eine Regen-
wasserversorgung unter dem Mülleimerstellplatz, im Carport oder in Vorgärten unterbringen). Die 
zusätzlichen innerhäuslichen Leitungen für eine Betriebswasserversorgung lassen sich – vor allem 
bezogen auf die Toiletten-Spülkästen als Hauptverbraucher – notfalls zunächst über Putz verlegen 
(bis zur nächsten Grundsanierung des Toilettenraums); für die Ableitung von Grauwasser können 
gegebenenfalls Inliner in die Abwasserrohre eingezogen werden. Auch kann die Außenwand so-
wohl Zu- und Ableitungen als auch Aufbereitungstechnik aufnehmen. 

In Hinblick auf die Transformation der Wasserinfrastrukturen im Siedlungsbestand kann sich 
grundsätzlich vor allem die unterirdische Flächenbelegung als Herausforderung erweisen. Häufig 
ist der Straßenraum bereits, insbesondere aufgrund der Vorschriften der DIN 1998, „von einer 
durchgehenden Belegung des unterirdischen Raums mit Leitungen und Medien geprägt“ (Pallasch 
2021: 174). Wo es zu einer solchen Situation kommt, könnte ein Einsatz der Inliner-Technik zu einer 
Entlastung führen. Die für die unterirdische Leitungsführung Verantwortlichen sollten zudem wis-
sen, dass Betriebswasser thermisch weniger im Untergrund isoliert werden muss, da (u. a. auf-
grund reduzierter Hygieneansprüche) hier höhere Liefertemperaturen tolerierbar sind. Auch inso-
fern kann die Ausnutzung des im Straßenraum des Bestandes vorhandenen Untergrundvolumens 
noch optimiert werden. 

Ermittlungen von Systemkosten für Betriebs- und Grauwasseranlagen zeigen, dass diese meist nur 
geringfügig höher sind; das ist allerdings extrem von den räumlichen Umständen abhängig. Entste-
hende Betriebskosten sind gut umlegbar (evtl. auch bewusst in alternativen Vertragsmodalitäten 
der Wohnungswirtschaft wie einer Pauschalmiete oder Nebenkostenpauschale, die bisher aller-
dings in Deutschland anders als in vielen Nachbarstaaten nicht den Regelfall darstellen). Wo eine 
verbrauchsgenaue Abrechnung von Betriebswasser bevorzugt wird, kann allerdings nicht auf Woh-
nungswasserzähler verzichtet werden (hier besteht dann ein extrem hoher Wartungs- und Kosten-
aufwand; sofern sich an den bestehenden Eichfristen für den Trinkwasserbereich orientiert wird, 
sind die Wasseruhren nach wenigen Jahren auszuwechseln).  

Noch nicht sicher beurteilen lassen sich (da Erfahrungswerte fehlen) allerdings die langfristigen 
Kosten der neuartigen Wasserinfrastrukturen. Für viele der verwendeten Materialien auf Polymer-
basis, die innerhäuslich verwendet werden, ist noch nicht bekannt, wie lange die Materialien voll 
funktionsfähig bleiben. Entsprechend schwierig abschätzbar ist die Zeitspanne zwischen der Instal-
lation und einer eventuell erforderlich werdenden Komplett- oder Teilsanierung der häuslichen 
Wasserinfrastruktur (die angelehnt an die DIN 6001 durchgeführt werden kann, vgl. Scholzen 2008: 
172ff). 
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Der materiell-stoffliche Aufwand für die Errichtung „doppelter“ Infrastrukturen, zu denen die Ge-
brauchsartendifferenzierung regelmäßig führt, da Leitungen für zwei Wasserarten im Zustrom und 
häufig drei Abwasserarten im Abstrom benötigt werden (vgl. Kap. 3.3.), ist höher als für herkömm-
liche Systeme, lässt sich aber optimieren. Konzepte zur Ressourcenpflege sind für den Bestand oh-
nehin zu erarbeiten (vgl. Schebek/Linke 2021). Die Transformation im Bestand erlaubt es, den Sied-
lungsbestand zu erhalten anstatt dort abzureißen und neu zu bauen. Sowohl die Bau- als auch die 
Infrastruktursubstanz kann also weiterverwendet werden, was aus Perspektive einer Ressourcen-
pflege positiv ist. 

Eine „Rosinenpickerei“ im Bestand meint, dass an lukrativen Standorten (z. B. Bürohochhäuser, für 
die es möglich ist, unaufwendig Betriebswasser aus Grund- oder Flusswasser zu gewinnen), Private 
auf ihren Grundstücken zum Kostensparen in die Gebrauchsartendifferenzierung einsteigen (dort 
geht dann die Trinkwasserrechnung um über die Hälfte zurück), aber ab diesem Zeitpunkt der Rest 
der Trinkwassernutzer überproportional für die Fixkosten der öffentlichen Trinkwasserversorgung 
zahlen muss. Ein solches Ausbrechen aus der öffentlichen Versorgung können die Kommunen bzw. 
ihre siedlungswasserwirtschaftlichen Institutionen durch ein gezieltes Management vermeiden, 
eventuell sogar durch eigene Angebote (z. B. eine öffentliche Betriebswasserversorgung) überflüs-
sig machen. 

In verschiedenen Umfragen wurde immer wieder festgestellt, dass in Deutschland einer Wasser-
wiederverwendung im Bereich der Toilettenspülung ein sehr hohes Akzeptanzpotenzial zugeord-
net werden kann (Deffner/Birzle-Harder 2017; Hefter/Deffner/Birzle-Harder 2015; Keuter/Deer-
berg 2009). Dabei zeigte sich, dass die Akzeptanz stark vom Verwendungszweck abhängt (Keu-
ter/Deerberg 2009). Bislang werden Grauwasseranlagen überwiegend in einzelnen Gebäuden in-
stalliert, die Anzahl der erfahrenen Nutzer*innen ist daher noch gering. Repräsentative Untersu-
chungen über die Akzeptanz von Betriebswasser in der Bevölkerung sind auf dieser Basis kaum 
möglich. Qualitative Erhebungen kommen aber zu dem Ergebnis, dass die Bewohnerinnen und Be-
wohner mit Anlagen zur Nutzung von Brauchwasser überwiegend zufrieden sind (Deffner/Birzle-
Harder 2017; Hefter/Deffner/Birzle-Harder 2015). Für die Befragten eine hohe Zuverlässigkeit ent-
scheidend ist, welche erreicht wird, sobald eine Aufbereitungsanlage unauffällig und störungsfrei 
läuft und keine hygienischen Bedenken vorliegen (Deffner/Birzle-Harder 2017; Giese/Londong 
2015; Hefter/Deffner/Birzle-Harder 2015). In einer repräsentativen Befragung in Norderstedt 
konnten diese Ergebnisse in den Grundzügen bestätigt werden (Winker et al. 2019b). 

Unsicherheiten über den langfristigen Nutzen und die Rentabilität bestehen grundsätzlich auch für 
die konventionellen Wasserinfrastrukturen. Sicherlich ist hier ein sehr großer Erfahrungsschatz 
vorhanden, aber sobald sich die Rahmenbedingungen ändern, kann sich die Nutzen- oder die Ren-
tabilitätsbewertung der vorhandenen Infrastruktursysteme sehr schnell auf die negative Seite ver-
schieben. (Dies zeigt der Blick in einen anderen Infrastruktursektor: Noch vor einem Jahr hätten 
fast alle Expert*innen die vorherrschenden Systeme der Wohnungsheizung für krisenfest gehalten. 
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Ähnliches könnte sich für die Wasserversorgung aufgrund des Klimawandels ergeben. Die Wasser-
gewinnung kann sich sowohl aus konventionellen Grundwasserleitern als auch aus den Oberflä-
chengewässern erschweren.)  

Auch eine in der Vergangenheit häufig fehlende räumliche Kontextualisierung (vgl. hingegen 
Kluge/Libbe 2010) wurde von der Unternehmenspraxis als ein zentrales Umsetzungshemmnis für 
neuartige Wasserinfrastrukturen im Bestand bzw. „in der Fläche“ verstanden (vgl. Trapp/Libbe 
2016: 28). Mit der Einführung differenzierter Wasserinfrastrukturen ist zudem gegebenenfalls 
nicht nur ein hoher Transformationsaufwand auf der Ebene der technischen Infrastruktur erwart-
bar, sondern auch im organisatorischen Bereich (z. B. hinsichtlich Unternehmensprozessen, Quali-
fikationsprofil der Mitarbeitenden usw.). Die siedlungswasserwirtschaftlichen Aufgabenträger der 
Kommunen nehmen dies gleichfalls als Transformationsrisiko bzw. Umsetzungshemmnis wahr (vgl. 
ebd.), solange sie nicht die Chancen erkennen, die diese veränderten Kompetenzprofile auch für 
ihre eigene nachhaltige Entwicklung bedeuten. 

3.2.2 Hemmnisse und Hürden 

Ein grundsätzliches Hemmnis besteht darin, dass bisher im Siedlungsbestand keine Erfahrungen 
mit der Transformation gemacht worden sind. Bei den ersten Umsetzungen resultiert daraus die 
Herausforderung, dass viel aus dem Neubaubereich auf den Bestandsbereich übertragen werden 
muss und zunächst unklar ist, ob das bisherige Wissen auch für diesen Bereich gültig ist und verall-
gemeinert werden kann. Insofern werden die ersten Umsetzungen im Bestand krisenhaft sein – 
wobei unter Krise (gr. Κρίνειν) hier zunächst einmal nur Unsicherheiten und Ungewissheiten ver-
standen werden, wie sie für eine Entscheidung an einem Wendepunkt typisch sind, insbesondere, 
solange das Terrain dahinter unbekannt ist (vgl. Jahn 1991). 

Transformationen gehen unweigerlich mit Ungewissheiten und damit auch mit Risiken einher; da-
bei kann es nicht nur zu sozio-ökonomischen und sozial-ökologischen Strukturbrüchen kommen, 
die frühzeitig zu antizipieren sind. Auch aus anderen Gründen ist die Realisierung von veränderten 
Wasserinfrastrukturen für die Kommunen und ihre siedlungswasserwirtschaftlichen Aufgabenträ-
ger mit dem verbunden, was Schramm et al. (2016) als Transformationsrisiken in die Debatte über 
wasserwirtschaftliche Innovationen eingeführt haben (vgl. dazu eingehend Wolf/Londong 2020). 
Derartige Risiken der Transformation der Wasserinfrastruktur (Kerber/Schramm/Winker 2016: 
13ff) führen bei den Beteiligten in den Kommunen zunächst häufig zu einer abwartenden Haltung 
gegenüber den Innovationen; der erforderliche proaktive Umgang mit den Herausforderungen und 
ein bewusstes Betreiben der Transformation unterbleiben. Letztlich erfordern diese Risiken, dass 
sie selbst genauer analysiert und gegebenenfalls mittels eines Risikomanagements bearbeitet wer-
den.  

Bisher werden diese Transformationsrisiken jedoch nicht über den Ansatz einer Risikogovernance 
betrachtet und so praktisch angegangen bzw. minimiert. Vielmehr werden sie von den Praktikern 
aus den siedlungswasserwirtschaftlichen Unternehmen und den Kommunen häufig einfach als 
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kaum aus dem Weg räumbare Umsetzungshemmnisse begriffen (vgl. Trapp/Libbe 2016: 24ff) und 
bisher zumeist hingenommen. Ebenso wie die im Folgenden ausführlicher behandelten Pfadab-
hängigkeiten funktionieren sie bisher noch als Entschuldigung für ein Nichthandeln. 

Gerade die so genannten Pfadabhängigkeiten werden immer wieder als Hauptgrund für die bisher 
kaum erfolgenden Transformationen der Wasserinfrastruktur angeführt, weshalb sie im Folgenden 
etwas ausführlicher betrachtet werden. „Die vorhandenen Systeme zur Wasserver- und Abwasser-
entsorgung sind durch hohe Anfangsinvestitionen und lange Nutzungsdauern geprägt. Leitungs- 
und Kanalnetze haben eine Nutzungsdauer von teilweise 80 bis 100 Jahren mit der Konsequenz 
einer hohen Pfadabhängigkeit und Inflexibilität in Hinblick auf sich verändernde Rahmenbedingun-
gen wie der Zahl der Nutzer, Nutzerverhalten, Klimaeinflüsse oder ökologische Anforderungen.“ 
(Köhler et al. 2017: 12f). 

Das Konzept der Pfadabhängigkeit versuchte zunächst in der wirtschaftswissenschaftlich ausge-
richteten Forschung zu Innovationen, empirisch beobachtbare Beharrungsmomente bei der Durch-
setzung von Technologien zu erklären. Im Zentrum der Überlegungen von William Brian Arthur und 
Paul Allan David, die bis dahin die für das Innovationsgeschehen vorherrschende Effizienzerklärun-
gen kritisch sahen (vgl. Beyer 2006: 14ff) stand die Beobachtung, dass sich in einer Wettbewerbs-
situation nicht notwendigerweise die bessere Technologie durchsetzt, sondern an einer inferioren 
Technologie festgehalten wird. Unter Berufung auf „increasing returns“ wird – statt eine Neuerung 
zu verfolgen – eine Lösung, in die man bereits investiert hat, beibehalten: Steigende Skalenerträge 
sorgen häufig dafür, dass ein einmal gewonnener Marktanteil sich weiter positiv auf die Produkti-
onskosten auswirkt. Die vorhandene Lösung wird weiterhin dadurch stabilisiert, dass dazu pas-
sende Produkte oder Dienstleistungen entwickelt werden, die auch zu einer Verbesserung beitra-
gen können (aber z. B. energie- und teilweise auch materialaufwendig sind). So schreitet die Evo-
lution auf dem begangenen Pfad immer weiter voran. Häufig führt das zu einer Lock-in-Situation, 
in der eine Unumkehrbarkeit in der Innovationsentwicklung angenommen wird. Gängige Beispiele 
in der Literatur sind die QWERTY-Tastenanordnung von Schreibmaschinen, Eisenbahn-Spurweiten 
oder Kernreaktortypen (ebd.). Allerdings bauen die klassischen (ökonomischen) Modelle der 
Pfadabhängigkeit auf sehr idealistischen Annahmen auf (ebd.: 28ff); zu ihnen gibt es inzwischen 
Alternativen. Mittlerweile ist das Spektrum der wissenschaftlichen Erklärungsansätze einer 
Pfadabhängigkeit sehr breit. Beispielsweise gibt es auch viele Kausalannahmen, mit deren Hilfe 
einzelfallbezogen die hohe Stabilität von technischen Entwicklungen erklärt werden kann. Keines-
falls ist diese Vielfalt an unterschiedlichen Varianten des Konzepts von Pfadabhängigkeit konsistent 
(ebd.: 27). Bei vielen Erklärungsansätzen handelt es sich nicht um konservative Modelle, die die 
Beharrung überbetonen; immer „ist auch das Ende eines Pfades im Bereich des Möglichen“ (ebd.: 
37). Um einen etablierten Pfad zu verlassen und einen neuen Pfad einzuschlagen und diesem zu 
folgen, sind den Modellen zufolge jedoch häufig große organisatorische bzw. institutionelle An-
strengungen erforderlich. Allerdings können auch in Lock-in-Situationen „Akteure jeweils einen 
Schlüssel finden …, um das Schloss wieder aufzuschließen“; auch sind Interventionen möglich, um 
eine Veränderung zu erreichen (ebd.: 39). 
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Etwas traditioneller sieht eine Arbeitsgruppe um Fischedick und Grunwald (2017: 8, 49) in den 
Pfadabhängigkeiten (im von ihnen untersuchten Fall der Transformation zur Elektromobilität) ins-
besondere „Hürden, die den Umstieg auf eine andere Option erschweren oder verhindern.“ Diese 
Hürden können nicht nur entstehen, wenn Investitionen bei einer Systemveränderung verloren zu 
gehen drohen („versunkene Kosten“). Auch Kostenvorteile durch Massenproduktion („Skalenef-
fekte“) oder eine hohe Nutzerzahl („Netzwerkeffekte“) können dem etablierten System einen Vor-
teil gegenüber seinen Alternativen verleihen, aber auch sich selbst stabilisierende Erwartungsmus-
ter („Pfadabhängigkeit in den Köpfen“). Eine ähnliche Position hat in seinem Workshop-Statement 
Philipp Beutler für das konventionelle System der Siedlungswasserwirtschaft eingenommen; dabei 
hat er für die Überwindung von Lock-in-Situationen vor allem externe Schocks betont (vgl. Work-
shop-Protokoll). 

Fischedick und Grunwald (2017: 5) stellen den alten Pfadabhängigkeiten instruktiv erwartbare 
neue Pfadabhängigkeiten gegenüber, die als Folge einer Transformation entstehen können. Sie 
werben für ein grundsätzlich höheres Bewusstsein von den Pfadabhängigkeiten, welche den Ent-
scheidungsträgern aus Politik und Wirtschaft in den Transformationsprozessen an verschiedensten 
Stellen begegnen, zum Beispiel bei der Sektorkopplung oder beim Netzausbau. Die Arbeitsgruppe 
empfiehlt sogar, „die Pfadabhängigkeiten zukünftig als wesentliches Kriterium in politischen Ent-
scheidungsprozessen zu berücksichtigen“ (ebd.: 51). Da es in demokratischen Gesellschaften im 
Interesse aller liegt, Gestaltungsräume möglichst offen zu halten bzw. dort, wo aus guten Gründen 
Pfadabhängigkeiten eingegangen werden, dies transparent zu machen, sollten entsprechende 
„Entscheidungen in gesellschaftlichem Einvernehmen und mit hoher Transparenz erfolgen“ (ebd.). 
Durch diese bewusste (und partizipative) Thematisierung könne sich die Transformation auch 
„dem gesellschaftlichen Diskurs über die Frage, wie wir künftig leben wollen“, öffnen (ebd.: 5). Ein 
entsprechendes Bewusstsein über die alten und die möglichen neuen Pfadabhängigkeiten, die aus 
einer siedlungswasserwirtschaftlichen Transformation entstehen könnten, fehlt und kann für den 
Diskurs zum zukünftigen Umgang mit Wasser bisher nicht benutzt werden.  

Insbesondere im Bestand ist die starke Beharrung, die Innovationen bzw. Transformationen ver-
hindert, jedoch ein idealistisches Bild. Denn dort werden in der Regel Infrastruktursysteme nicht 
im Ganzen erneuert. „Technische Innovationen – neue Rohrtypen, neue Schützen, neue Dichtun-
gen – werden selten auf das Gesamtsystem angewandt, sondern finden dort Anwendung, wo ge-
flickt werden muss“ (Harms 2019: 17). Auch folgt bei der Transformation nicht auf eine Infrastruk-
tur A eine Infrastruktur B (wie etwa beim Wechsel des Pkw-Antriebs die elektrischen Ladestationen 
auf die Mineralöl-Tankstellen). Vielmehr kann die Trinkwasserversorgungsstruktur zwar zukünftig 
eventuell geringer dimensioniert werden, bleibt aber neben einer nun parallel und oberhalb dazu 
im Straßenraum führbaren Betriebswasserversorgung. Diese muss nicht auf einmal in der gesam-
ten Kommune aufgebaut werden, sondern dies kann sukzessive geschehen, unter Umständen pa-
rallel zu Erneuerungsarbeiten an den Trinkwasserleitungen (recht ähnlich wäre die Situation im 
Abwasserbereich); auch kann es pragmatisch sinnvoll sein, bestimmte Bestandsgebiete vollständig 
auszuklammern. 
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Tatsächlich gibt es im Bestand jedoch insofern eine grundsätzlichere Strukturabhängigkeit, weil 
alle dort bereits vorhandenen Infrastrukturen „zukünftige Arrangements, Entwicklungen und all-
tagspraktische Handlungen“ vorprägen; so „unterwerfen sie als überdauernde Gebilde die Zeit und 
den Raum einer Pfadabhängigkeit“ (ebd.: 22). Beispielsweise folgt eine Hochbahn ebenso wie die 
Abwasserleitung der Straße in der Gebäudeflucht. Letztlich stellen Infrastrukturen Verräumli-
chungsprozesse auf Dauer, indem sie Raumformate durchsetzen und Raumordnungen zementie-
ren (ebd.: 20ff). Diese Herausforderung des Siedlungsbestandes gegenüber der grünen Wiese be-
steht ganz grundsätzlich. 

Ergänzend gilt es noch zu betonen, dass für die Transformation kompetentes und gut ausgebildetes 
Fachpersonal essenziell ist. Dies ist aktuell schwer zu bekommen. Auch klagen viele Unternehmen 
und Institutionen im Bereich der Wasserinfrastruktur, dass es schwerfällt, junge Leute für das Fach 
zu gewinnen, das im Vergleich zu anderen Berufsfeldern aufgrund physischer Belastungen trotz 
digitaler Innovationen wenig attraktiv ist und im öffentlichen Bereich schlechter als im weithin ver-
gleichbaren Energiesektor bezahlt wird. Hier könnten die notwendige Transformation und die 
neuen Herausforderungen genau den Anreiz setzen, den es braucht, um kompetentes Fachperso-
nal mittelfristig zu gewinnen. 

3.2.3 Komplexität als Herausforderung 

Bisher fehlt in den Städten eine Planungstradition, die die wasserwirtschaftliche Fachplanung früh-
zeitig in Umstrukturierungsprozesse einbezieht (Trapp/Winker 2022). Wie bei Neubaugebieten 
werden die Wasserfachleute erst herangezogen, wenn eine Planung bereits in ihren Grundzügen 
abgeschlossen ist. Häufig wird eine Umplanung eines Quartiers alleine in der Stadtplanung betrie-
ben, wobei in den letzten Jahren verstärkt (potenzielle) Großinvestoren frühzeitig einbezogen wor-
den sind. Ein früher Einbezug von Expert*innen, die ein Wissen über alternative Wasserressourcen 
vor Ort haben, kann es erleichtern, zu anderen Entscheidungen zu kommen.  

Gegenüber dem Neubaubereich zeichnet sich der Bestand häufig zudem durch eine höhere Kom-
plexität aus. Wo im Neubau wenige Schlüsselakteure vorhanden sind, da meist nur wenige Immo-
bilienentwickler Gebäude bauen lassen, die später wohnungs- oder hausweise verkauft werden, 
wird im Bestand eine Ansprache vieler Grundstückseigentümer*innen und Mieter*innen erforder-
lich, die sich zudem in hohem Maße mit ihrer Wohnung oder Gewerbegrundstück identifizieren 
und eigene Pläne haben. Wenn diese Anspruchshaltungen nicht ignoriert, sondern in die Transfor-
mation integriert werden können, kann die Umsetzung nicht nur leichter werden, sondern sie wird 
sich in den meisten Fällen auch noch verbessern.  

Allerdings sind die Motivlagen ebenso wie die Beweggründe bei verschiedenen Eigentümergrup-
pen extrem unterschiedlich. Hier lässt sich etwa folgende Bandbreite feststellen (vgl. Rohr-
bach/Schramm/Winker 2022; Schramm/Trapp/Winker 2022): 

● Nachhaltige Orientierung bei den kommunalen Wohnungswirtschaftsunternehmen (z. B. Be-
standspflege, Öffnung hin zu Passivhausbauweise, nicht-fossilen Energieträgern usw.) 
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● Tendenziell nachhaltige Orientierung bei anderen großen Unternehmen (z. B. Chemieindustrie, 
Gebäudewirtschaft) 

● „Heuschreckenmentalität“ (bei einigen großen Wohnungswirtschaftsunternehmen) 
● „Sparmentalität“ (lieber keine Investition für nächste Generation) 
● „Intergeneratives Verhalten“ (z. B. frühzeitige Schenkung an nächste Generation) 

Aufgrund dieses breiten Spektrums wird es allerdings sehr schwierig werden, in Transformations-
prozessen diese heterogenen Akteure/Gruppen in gleicher Weise anzusprechen und mitzuneh-
men. Möglicherweise sind für eine erfolgreiche Transformation im Bestand sehr verschiedene For-
men der Koordination bzw. Zusammenarbeit nebeneinander erforderlich. Es können wenigstens 
die folgenden Formen festgestellt werden, die es parallel braucht: 

● Individuelle Entscheider entscheiden für Einzelobjekte oder eine Siedlung. 
● Zusammenarbeit verschiedener privater Entscheider (z. B. Grauwasseranlage für Haus wird von 

Drittem betrieben oder gemeinsame Bewirtschaftung von Regenwasser in den Grünflächen) 
● Zusammenarbeit verschiedener öffentlicher Entscheider (z. B. Zusammenarbeit von Sport- und 

Grünanlagen) 
● Zusammenarbeit von privaten Entscheidern mit der Kommune (z. B. Überlassung von Sümp-

fungswasser für öffentliche Grünanlage) 

In der Vergangenheit waren die durchgeführten F&E-Vorhaben meist auf individuelle Entschei-
der*innen ausgerichtet, wie das auch Neubauvorhaben regelmäßig prägt. Im Bestand müssen hin-
gegen die Entscheidung zur Transformation von einer Vielzahl von Grundstückseigentümer*innen 
und anderen Akteuren getroffen werden. Um hier erfolgreich bestehen zu können, sollte das 
Koordinations- bzw. Kooperationsmanagement besser als bisher thematisiert werden 
(Schramm/Trapp/Winker 2022). Hierbei wächst den Kommunen (quasi als „Gewährleistenden“, 
aber auch als Aufzeigenden von Rahmenbedingungen) eine entscheidende Rolle zu. 

Als zweiter wichtiger Grund für die mangelnde Umsetzung im Bestand werden in der Literatur so-
zioinstitutionelle Hemmnisse genannt, insbesondere Barrieren im Infrastrukturplanungsprozess. 
Um diese Barrieren zu überwinden, werden Veränderungen in der Planungskultur der Kommunen 
gefordert, insbesondere stärker strukturierte und zugleich dialogorientierte Multi-Stakeholder-
Planungsprozesse. Eine derartige Vorgehensweise erfordert jedoch nicht nur die genaue Identifi-
zierung der Barrieren und der Gründe für ihr Fortbestehen. Zugleich müssen vielmehr jene Akteure 
identifiziert werden, die zur Überwindung dieser Barrieren erforderlich sind. Auch müssen (mög-
lichst intrinsische) Motivationen eruiert werden, die es diesen ermöglichen, an den Partizipations-
runden teilzunehmen und mit Lust und Begeisterung ihre Kompetenzen dort einzutragen. Auch 
diese Aufgabe kann ein Kooperationsmanagement übernehmen, um eine möglichst „glatte“ Trans-
formation zu initiieren. 
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3.3 Bestandstypen 

Der Gebäudebestand unserer Städte und Kommunen ist komplex. Er wandelt sich fortdauernd auf-
grund sich ändernder Rahmenbedingungen wie etwa weiter entwickelten baurechtlichen Vor-
schriften, dem technischen Fortschritt im Bausektor oder Moden und sich ablösenden Leitbildern. 
Aber auch technische Standardsetzungen beeinflussen Planvorgaben von Architekten und der Im-
mobilienwirtschaft ebenso wie kommunalpolitische Zielsetzungen wie etwa Steigerung der Le-
bensqualität von Quartieren oder notwendige Änderungen zur Anpassung an den Klimawandel 
und an den demographischen Wandel. Zudem unterliegt der Gebäude- und Flächenbestand unter-
schiedlichsten Nutzungsmustern – um hier nur einige Aspekte der Komplexität zu benennen. 

Aus der Literatur ist bekannt, dass bau- und siedlungsstrukturelle Aspekte wie Gebäudeabmes-
sung, Freiflächenanteil, Ensemblebildung, aber auch die Sozialstruktur eines Bestandsgebietes Be-
dingungen darstellen, von denen jeweils die Implementierungsmöglichkeiten neuartiger Wasser-
infrastrukturen abhängen können (Ziedorn/Meinzinger/Peters 2008/2011). Es sind folglich Unter-
scheidungen zu treffen. 

Das Potenzial für Transformationen in Richtung Gebrauchsartendifferenzierung unterschiedlich 
strukturierter Bestandsgebiete muss die Unterschiede dieser Gebiete aufnehmen. Im Siedlungsbe-
stand bietet sich (aufbauend auf Michel/Felmeden/Kluge 2010; Winker et al. 2017) folgende Auf-
listung an: 

● Konversionsgebiete 
● Nachverdichtungsquartiere (auch Wohntürme, wenige Besitzer*innen) 
● Bestandsgebiete mit Mehrfamilienhäusern mit vielen Besitzer*innen 
● Bestandsgebiete mit Ein- und Zweifamilienhäusern 
● Industrieparks mit einem Wasser-/Energiebetreiber 
● Gewerbegebiete mit heterogener Eigentümer- und Hausbetreiberstruktur 
● Grünflächen, Sportanlagen, Schulen usw.  

Unserer Annahme, dass Transformationspotenziale dieser verschiedenen Gebietstypen unter-
schiedlich entwickelt werden sollten, wurde von den Teilnehmenden des Workshops zugestimmt. 
Vermutlich lassen sich die oben unterschiedenen Typen von Bestandsgebieten auch nicht alle voll-
ständig transformieren.  

Weitgehend (aber noch nicht voll) im Hinblick auf die Gebrauchsartendifferenzierung entwickelt 
sind schon lange die Industrieparks. In großen Industrieparks wird die Gebrauchsartendifferenzie-
rung erfolgreich praktiziert, zuerst in der Wasserversorgung, wo meist mehrere Wassersorten ne-
beneinander in den Produktionsstätten genutzt werden, zunehmend aber auch auf der Abwasser-
seite, da es häufig sinnvoll ist, dieses nicht gleich mit Abwässern anderer Produktionsstätten zu 
vermischen, sondern gezielt weiterzuverwenden und aufzuarbeiten oder wenigstens vorzubehan-
deln (Bauer/Linke/Wagner 2020; Veolia 2022). Erfahrungen mit der Abkopplung von Regenwasser 
aus der Kanalisation, etwa aus dem Emschergebiet, zeigen, dass Umsetzungen vor allem auf bereits 
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bestehenden Gewerbeflächen gelingen, aber kaum in den Siedlungsbestand vordringen (Be-
cker/Werntgen-Orman 2017; Geyler/Bedtke/Gawel 2013).  

Ähnlich wie Neubaugebiete lassen sich Konversionsflächen entwickeln. In Konversionsgebieten er-
lauben hohe Entwicklungsdynamiken bei einem vergleichsweise geringen Transformationsauf-
wand siedlungswasserwirtschaftliche Neuerungen. Insbesondere in Konversionsgebieten mit Sa-
nierungs- bzw. Anpassungsbedarf im bestehenden Wasser-/Abwassernetz sind wasserwirtschaft-
liche Transformation möglich (Kluge/Libbe 2010: 47ff). In Einzelfällen sind in derartigen Konversi-
onsgebieten erfolgreich neuartige Wasserinfrastrukturen aufgebaut worden (wie die Beispiele 
Freiburg-Vauban oder Jenfelder Au in Hamburg belegen; vgl. Giese/Londong 2015; Hansen et al. 
2007; Panesar et al. 2016).  

Nachverdichtungen erlauben in Gebieten mit wenigen Eigentümer*innen, zugleich auch über eine 
siedlungswasserwirtschaftliche Umstrukturierung mittels einer Betriebswasserbewirtschaftung 
nachzudenken. Anlass hier könnte sowohl eine Umgestaltung der Grünflächen zwischen den Ge-
bäuden, bei der die Verdunstungskälte zur Klimaanpassung genutzt werden soll, sein 
(Schramm/Trapp/Winker 2022) als auch die Abschöpfung der bisherigen Wärmesenke im Grau-
wasser zur Warmwasserbereitung (Schramm et al. 2022). Eine standardisierte Siedlungsstruktur 
und eine weitgehend homogene Eigentums- bzw. Mieterstruktur, wie sie in vielen „Plattenbau“-
Gebieten in ostdeutschen Städten vorhanden ist, reduziert die angesprochene Komplexität der 
Umsetzung und kann eine Transformation im Bestand erleichtern (Abbate/Wriege-Bechtold 2015; 
Wriege-Bechtold/Abbate 2017). 

Die oben dargelegte Typologie ist also nur bedingt ohne sozialstrukturelle Betrachtung nutzbar. 
Denn je nach gebauten Strukturen, verlegten Netzen und physischen Gegebenheit kann der Trans-
formationsaufwand, der sich auch finanziell in den Kosten niederschlägt, in jedem dieser Typen 
extrem unterschiedlich sein, beispielsweise in den Bestandsgebieten mit Mehrfamilienhäusern 
und vielen Besitzer*innen. Im Gebäudebestand führen zwar „unter anderem die Gebäudestruktur 
(Bautyp, Dachgeometrie, Unterkellerung, Parkhaus), die räumliche Lage der Entwässerungssys-
teme (Lage der Fallrohre zum Geländegefälle) und Sickerverhältnisse über den Bedarf an invasiven 
Baumaßnahmen“ (Pallasch 2021: 128). Ob aber der Bedarf in Richtung Transformation realisiert 
wird, entscheiden normalerweise im Gebäudebestand deren Besitzer*innen. Da die Eigentü-
mer*innen von Mehrfamilienhäusern nicht notwendigerweise in diesen Gebäuden wohnen, wer-
den sie auch nicht Neuerungen von ihren Nachbarn nach Art einer Imitation übernehmen, wie dies 
für Einfamilienhäuser denkbar ist. 

Für Bestandsgebiete mit Mehrfamilienhäusern bei heterogener Eigentümerstruktur bestätigte sich 
zwar das Bild früherer Untersuchungen, dass in diesen Quartieren eine wasserwirtschaftliche 
Transformation vergleichsweise aufwendiger ist (vgl. Michel/Felmeden/Kluge 2010; Winker et al. 
2017). Auch dort kann es aber nutzbare Anlässe für die Umstellung geben, etwa wenn es aus Grün-
den der Klimaanpassung sinnvoll ist, auf eine wassersensitive Entwicklung umzustellen (vgl. 
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Schramm/Trapp/Winker 2022) oder wenn es dort zur Erneuerung von Netzen und Kanälen kom-
men muss bzw. vom Quartier aus eine neu errichtete Betriebswasserversorgung, die z. B. zur Ver-
sorgung eines benachbarten Gewerbegebietes errichtet wurde, mitgenutzt werden kann. Das Alter 
der Hauswasseranlagen und die Risiken eines Leitungswasserschadens kann die Gebäudeeigentü-
mer*innen evtl. zum Mitmachen bewegen. 

In Bestandsgebieten mit Ein- und Zweifamilienhäusern können Eigentümer*innen, vielleicht aber 
sogar Mieter*innen unaufwendig handeln und Regenwasser im Garten nutzen. Das Trinkwasser 
für die Gartenbewässerung lässt sich in diesen Haustypen durch das auf der Dachfläche aufgefan-
gene Regenwasser der Theorie nach zu einem großen Umfang substituieren (Schramm et al. 
2019b). In der innerhäuslichen Wasserversorgung ist es z.T. gleichfalls möglich, im Keller befindli-
che Waschmaschinen unaufwendig an eine auf Regenwasser zurückgreifende Betriebswasserver-
sorgung anzuschließen; ein weitergehender innerhäuslicher Aufbau eines zweiten Leitungssystems 
für Betriebswasser ist hingegen davon abhängig, ob es bei dem Haus zu einer Generalsanierung 
kommt (für die sich meist nur beim Eigentümer- bzw. Generationswechsel eine gute Gelegenheit 
findet). 

Grundsätzlich gestatten ältere Gebiete in einem Wohnbestand mit eingetretenen strukturellen De-
fiziten siedlungswasserwirtschaftliche Transformationen (Kluge/Libbe 2010: 47ff). Diese Gebiete 
werden häufig als städtebauliche Sanierungs- bzw. Stadtumbau- oder Entwicklungsgebiete ausge-
wiesen (vgl. Kap. 3.4.). Das erleichtert es der Kommune auch, die Grundstückseigentümer*innen 
anzusprechen und bezüglich der Transformation zu einer Koordination zu kommen. Aufbauend auf 
Erhebungen zum Sanierungsbedarf in den Hauswasserleitungen (vgl. Kap. 3.5.5) oder Abschätzun-
gen könnte koordiniert in den Gebäuden und im öffentlichen Netz die Erneuerung von Leitungen 
so geplant und umgesetzt werden, dass dabei „quasi nebenbei“ hybride Wasserinfrastrukturen 
entstehen. Dabei ist es zudem sinnvoll, Gebiete nach ihrem städtebaulichen Entwicklungsgrad (der 
z.T. auch über Sukzessionsmodelle begriffen wird) und ggfs. nach Eigentümerstrukturen zu unter-
scheiden. 

Insofern beginnt sich bei dieser Differenzierung der verschiedenen Bestandsgebiete und einer Be-
trachtung ihres räumlichen Kontextes aktuell die grundsätzlich skeptische planerische Haltung zu 
revidieren, die in der Vergangenheit von der Praxis teilweise sehr pauschal gegenüber „den“ Be-
standsgebieten eingenommen wurde (Trapp/Libbe 2016: 28). Auch im baulichen Bestand verdich-
teter Städte mit hohen Bebauungs- und Netzdichten können neuartige Wasserinfrastrukturen folg-
lich plausibel und ökonomisch darstellbar sein, obgleich dort bereits eine Ausstattung mit einem 
zentralen Wasserversorgungsnetz und Abwasserkanalisation existiert. Die vorhandenen zentralen 
Infrastrukturlösungen werden in diesen Gebieten auch keineswegs aufgegeben, sondern umge-
nutzt und planmäßig durch weitere Wasserinfrastrukturen ergänzt; diese können je nach räumli-
chem Kontext und politischem Willen der Kommune zentral oder semizentral betrieben werden 
(vgl. Kap. 3.3.). 
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3.4 Mögliche Transformationspfade 

Bei der mit der Gebrauchsartendifferenzierung einhergehenden Innovationsrichtung lassen sich 
recht unterschiedliche Pfade beschreiten. Hinsichtlich der Unterscheidung der Transformations-
pfade wurde sich an Winker et al. (2019a; 2017) orientiert; entscheidend sind dabei die Abhängig-
keiten von der bestehenden siedlungswasserwirtschaftlichen Infrastruktur. Verknüpfungen mit 
der energetischen Infrastruktur sind hier bewusst nicht erfolgt, um die Komplexität nicht noch wei-
ter zu erhöhen. Sie sind jedoch sinnvoll und sollten insbesondere bei der Bearbeitung des Grau-
wasserstroms explizit mitgedacht werden. 
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Abbildung 1: Darstellung des Zusammenhangs von Wasserfraktionen und Grad der Dezentralität. 

 

Der einfachste Transformationsfall ist bei einer wasserwirtschaftlichen Insellage gegeben, bei der 
der Grundstückskomplex nicht an die öffentliche Wasserversorgung und die kommunale Abwas-
serbeseitigung angeschlossen ist. Hier kann entsprechend der schon länger geführten Diskussion 
über wasserautarke Grundstücke/Kleinsiedlungen im Bestand eine differenzierte Wasserversor-
gung und Abwasserbehandlung mit Wasserwiedernutzung aufgebaut werden (fbr 2011).  
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Der nächsteinfache Fall ist eine teilweise Nutzung von Regenwasser auf dem eigenen Grundstück. 
Der aufgefangene Niederschlag wird zur Nutzung in Garten und Grünanlage bzw. zusätzlich inner-
häuslich/innerbetrieblich eingesetzt. In diesem Fall kann auf den Aufwand der Errichtung von (öf-
fentlichen) Betriebswasserleitungen und der Synchronisation der Transformation in der öffentli-
chen und häuslichen Wasserinfrastruktur verzichtet werden. Gleiches gilt auch für den Fall, dass 
auf den Dächern aller Gebäude einer Kommune das Regenwasser aufgefangen und genutzt wird. 
In diesem Fall wird sich allerdings die Menge des in der Kommune abgenommenen Trinkwassers 
spürbar verringern, so dass die Trinkwasserversorgung und deren Ressourcenentnahme aus dem 
Naturhaushalt anders als bisher gesteuert werden kann.  

Eine weitgehende (systematische) Nutzung von Regenwasser auf dem eigenen Grundstück ist 
nur bei Ein- und evtl. auch Zweifamilienhäusern möglich. Hier wird der aufgefangene Niederschlag 
nicht nur zur Gartenbewässerung genutzt, sondern ebenso auch für innerhäusliche Nutzungszwe-
cke (insbesondere die Toilettenspülung, zusätzlich evtl. auch für Waschmaschine, Spülmaschine 
oder zur Hausreinigung). Für die Gebiete mit Ein- und Zweifamilienhäusern ist gegebenenfalls auf-
grund des Mengenrückgangs die öffentliche Wasserversorgungsinfrastruktur zu adaptieren (Auf-
rechterhaltung des Durchflusses).  

Auch beim Aufbau eines lokalen Kleinnetzes zur Abtrennung von Grauwasser und der Nutzung 
des daraus aufbereiteten Betriebswassers in einem dezentralen Maßstab sind zwar in allen Häu-
sern doppelte Netze aufzubauen; allerdings ist eine Synchronisation der öffentlichen und der häus-
lichen/semizentralen Wasserinfrastruktur auf der Ebene der Netzstruktur noch nicht erforderlich. 
Wird der Aufbau eines gebietlichen Netzes zur Abtrennung von Grauwasser und zur Betriebswas-
sernutzung im semizentralen Maßstab (z. B. für ein Quartier oder einen Stadtteil) realisiert, wird 
es semizentral nur zu einer einzigen Aufbereitungsanlage für das Grauwasser kommen. Hier sind 
folglich im Straßenraum Transportleitungen für die Ableitung von Grauwasser und die Versorgung 
mit Betriebswasser zu installieren und zu betreiben. Je nach kommunalen Konzessionsvertrag kön-
nen hier der Wasserversorger und der Abwasserbeseitiger der Kommune eine Monopolstellung 
haben. Andererseits könnten hier z. B. auch Siedlungsgenossenschaften oder private Betreiber tä-
tig werden. Die Straßenbaubehörde koordiniert die Belegung des Straßenraums für die neu erfor-
derlichen Leitungen. 

Würde diese Innovation allerdings flächendeckend in allen geeigneten Bestandsgebieten durch-
geführt und alle Wohngebäude und Sportanlagen einer Kommune betreffen, so hätte dies erheb-
liche Auswirkungen auf den Betrieb von Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung; mög-
licherweise wären die öffentlichen Netze stark entlastet; die Anlagen zur Schmutzwasserbehand-
lung können mit einem höheren Konzentrationsgrad betrieben werden und die Aufenthaltsdauer 
in den Reaktoren der biologischen Behandlung könnte heraufgesetzt werden. Organisatorisch 
wäre für diesen Fall allerdings zusätzlich eine Struktur zur gemeinsamen Steuerung aller Grauwas-
seranlagen aufzubauen, um hier wirtschaftlich rentabel zu handeln. 
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Durch den Einsatz sogenannter Abwasserweichen (Hörnlein et al. 2022) kommt es zu einer zeitlich 
flexibilisierten Netznutzung für unterschiedliche Teilströme. Hier kann auf die doppelten Ablei-
tungen von Schmutz- und Grauwasser sogar weitgehend verzichtet werden. Der Einsatz dieses Sys-
tems erfordert allerdings, dass der Betreiber der Grauwasseraufbereitung identisch mit dem kom-
munalen Abwasserbeseitiger ist. Andernfalls ist eine erhöhte Netzkoordination erforderlich (z. B. 
müssen sich die beiden Betreiber einigen, wie Kosten für Reparaturen oder Neuverlegung verteilt 
und wie Risiken bei Stör- und Ausfällen reguliert werden).  

Als weiterer Fall denkbar ist auch eine Gebrauchsartendifferenzierung alleine auf der Wasserver-
sorgungsseite, bei der Wasser von außen hinzugeführt wird. Bei einer dezentralen, grundstücks-
bezogenen Anwendung (z. B. Förderung aus Grundwasser) sind hier in den Hauswasseranlagen 
doppelte Netze zur Wasserverteilung zu installieren. Soweit hier das Wasser semizentral auf der 
Ebene von Bestandsquartieren gefördert und verteilt werden kann, könnte diese Aufgabe, wenn 
keine entsprechenden kommunalen Konzessionsverträge abgeschlossen sind, auch bei neuen was-
serwirtschaftlichen Akteuren (z. B. Siedlungsgenossenschaften bzw. einer kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaft, die Eignerin des Quartiers ist) oder auch einem Versorgungsunternehmen, 
das z. B. sonst Industrieparks betreibt, liegen, andernfalls fällt diese Aufgabe dem bereits in der 
Kommune tätigen Versorger zu (die Kommune kann sich in einigen Bundesländern ohnehin für den 
Aufbau einer öffentlichen Betriebswasserversorgung aussprechen und diese aktiv betreiben (vgl. 
z. B. § 30 Hessisches Wassergesetz). Die Straßenbaubehörde koordiniert das Nebeneinander der 
neuen und alten Leitungen im Straßenraum. Wird eine Substitution von Trink- durch Betriebswas-
ser für die gesamte Gemeinde verfolgt, so kann es zur Ausnutzung von Skaleneffekten vorteilhaft 
sein, möglichst große Ressourcen für die Betriebswassergewinnung zentral zu bewirtschaften statt 
ein Nebeneinander einer Vielzahl unterschiedlichster Ressourcen. 

Wird stattdessen die Strategie eines Multi-Ressourcen-Mixes zur Trinkwassersubstitution auf 
Ebene der Kommune verfolgt, so sind die Maßnahmen zur Wassergewinnung und -nutzung mög-
lichst zu koordinieren. Hierfür braucht es eine kommunale Strategie, was die Kommune erreichen 
möchte. Davon ausgehend sind dann die verschiedenen städtischen Gebiete entlang der verfügba-
ren alternativen Wasserressourcen als auch bezüglich der Quartiersstrukturen und -typen zu ana-
lysieren und so eine städtische Wasserkarte zu erstellen. Davon ausgehend können dann Maßnah-
men identifiziert und Umsetzungsprozesse angestoßen werden. Entsprechend gilt es in solch ei-
nem Transformationsfall zu überlegen, ob es sinnvoll ist, wenn alle Grundstückseigener eine pri-
vate Regenwasserbewirtschaftung haben und daneben noch ein öffentliches Versorgungsnetz flä-
chendeckend betrieben wird. Hierzu wären möglicherweise Gebiete im Bestand zu identifizieren, 
in denen eine öffentliche Betriebswasserversorgung errichtet wird; auch ist zu regeln, ob eher pe-
riphere Siedlungen noch zentral mit Betriebswasser versorgt werden.  

Für alle beschriebenen Fälle gilt es zudem auch, die nicht veränderten Wasserströme in den Blick 
zu nehmen. Das heißt, was bedeutet eine Teilnutzung oder Mehrfachnutzung für die Ableitung und 
Behandlung des Rest- oder gar nur Schwarzwassers? Was bedeutet die gewählte Lösung für das 
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notwendige Löschwasser als auch Spitzenlasten im Netz? So wird deutlich, bis zu welchem Punkt 
das bestehende System weiterbetrieben werden kann wie bisher. Es zeigt sich, wann und wo eine 
Veränderung und Umnutzung aktiv anzugehen ist, etwa indem Inliner eingezogen und das Abwas-
sernetz in einem reduzierten Durchmesser dann als Schwarzwassernetz betrieben werden kann. 
Aber auch, wie das neue System mit Betriebswasserspeicher und -leitungen auch Aufgaben im Be-
reich Löschwasser übernehmen und Spitzenlasten im Trinkwassernetz reduzieren kann. In diesem 
Zusammenhang gibt es bisher nahezu keine Erfahrungswerte. 

Es wird deutlich, dass es dabei keinen vollständigen Wechsel zu einer anderen Wasserinfrastruktur 
gibt, sondern dass hybride Mischformen aus der alten („einheitlichen“ und „zentralen“) und einer 
nachhaltigeren neuen (auf alternativen Wasserressourcen und einer Gebrauchsartendifferenzie-
rung beruhenden) Wasserinfrastruktur entstehen werden. Möglicherweise kann es dabei in einer 
Stadt, schon aufgrund der unterschiedlichen siedlungsstrukturellen, naturräumlichen und Nut-
zungserfordernissen, mehrerer dieser hybriden Wasserinfrastrukturen nebeneinander geben. Re-
gelmäßig werden dabei Infrastrukturen für zwei Wasserarten (Trinkwasser, Betriebswasser) im Zu-
strom und häufig für drei Abwasserarten (Regenwasser, Grauwasser, Schmutzwasser) benötigt 
werden, die parallel aufgebaut und betrieben werden müssen. Teilweise kann es bei einem Einsatz 
von Abwasserweichen und Speichern auch möglich sein, zur Aufwandsminimierung verschiedene 
Abwasserströme zeitlich versetzt durch eine Leitung fließen zu lassen. 

Der Übergang insbesondere zu den hybriden Infrastrukturen erfordert sowohl technische als auch 
sozio-technische und soziale Innovationen. Einerseits erfordert der Aufbau dieser Infrastrukturen 
im Bestand organisatorisch ein abgestimmtes Zusammenwirken vieler heterogener Akteure. An-
dererseits ist es aber auch für den stabilen Betrieb der integrierten (gekoppelten) Wasserinfra-
strukturen erforderlich, eine Kostendeckung zu erreichen und Transformationsrisiken möglichst zu 
vermeiden (Hoffmann et al. 2020; Kerber/Schramm/Winker 2016). 

3.5 Instrumente 

Um eine Transformation der Wasserinfrastruktur im Bestand zu bewirken, lassen sich unterschied-
liche Instrumente einsetzen. Grundsätzlich kann die kommunale Entwicklungs- und Stadtplanung 
zur Transformation (z. B. über eine Förderung von Grau- bzw. Regenwassernutzung) sowohl städ-
tebauliche und andere planungsrechtliche als auch satzungsrechtliche Instrumente nutzen 
(Trapp/Winker 2020). Des Weiteren sind hier auch finanzielle und Förderinstrumente zu erwäh-
nen. Angesichts der großen Herausforderungen, die zu meistern sind, sind weiterhin informatori-
sche Instrumente wichtig, eventuell auch kooperative Instrumente. Vermutlich empfiehlt sich ein 
Instrumentenmix. 



   
 

29 
 

3.5.1 Planungs- und rechtliche Instrumente 

Nur in wenigen Bundesländern ist eine langfristig vorausschauende Wasserplanung bisher vorge-
schrieben. In Südhessen wird derzeit erstmals probiert, auf Ebene der einzelnen Kommunen Was-
serversorgungskonzepte aufzustellen, die auf einen mittelfristigen Planungshorizont angelegt sind 
und Auswirkungen der Klimaveränderungen berücksichtigen (z. B. eine verstärkte Nachfrage nach 
Bewässerungswasser für öffentliche Grünanlagen und Straßenbäume). Im Abwasserbereich müs-
sen (fast ausnahmslos in NRW) die Kommunen bzw. die dort zuständigen Abwasserbetriebe Ab-
wasserbeseitigungskonzepte bzw. Regenwasserbewirtschaftungskonzepte aufstellen. Bisher sind 
jedoch die Wasserkonzepte und die Abwasserkonzepte nicht verknüpft. Aufgrund vermuteter 
Pfadabhängigkeiten wird zudem nicht versucht, in solchen kombinierten Zukunftsplänen die Trans-
formation zu veränderten Wasserinfrastrukturen strategisch anzulegen (z. B. in Szenarioform). 
Derartige Zukunftskonzepte sollten nach Möglichkeit so langfristig angelegt werden, dass sie auch 
bei Lock-in-Situationen (siehe Kap. 3.2.2) verdeutlichen, wie sukzessive eine Transformation zu ei-
ner hybriden Wasserinfrastruktur stattfinden kann. 

Bisher fehlt in den Städten eine Planungstradition, die die wasserwirtschaftliche Fachplanung früh-
zeitig in Umstrukturierungsprozesse einbezieht (wie bei Neubaugebieten werden die Wasserfach-
leute auch bei Konversionsgebieten erst herangezogen, wenn eine Planung bereits in ihren Grund-
zügen, meist die Flächenbelegung, abgeschlossen ist). Häufig wird eine Umplanung eines Quartiers 
alleine in der Stadtplanung betrieben, wobei in den letzten Jahren verstärkt (potenzielle) Großin-
vestoren frühzeitig einbezogen worden sind. Ein früher Einbezug von Expert*innen, die ein Wissen 
über alternative Wasserressourcen vor Ort haben, kann es erleichtern, zu anderen Entscheidungen 
zu kommen (Trapp/Winker 2022).  

Das Instrument des B-Plans, mit dem eine ortsnahe und dezentrale Niederschlagsversickerung fest-
gelegt werden kann (Verbücheln/Jolk/Pichl 2017: 96), greift nur in jenen Bestandsgebieten, in de-
nen (ausnahmsweise) ein Bebauungsplanverfahren durchgeführt wird, insbesondere in Konversi-
onsgebieten.  

Hervorzuheben ist nach Verbücheln et al. (2021: 94ff) auch die Entwicklung von Konzepten zur 
nachhaltigen Wasser- und Abwasserentsorgung, die zum Beispiel im Rahmen von sogenannten in-
formellen Planungsinstrumenten wie kommunalen Regenwasserbewirtschaftungskonzepten oder 
Zukunftskonzepten einer nachhaltigen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in Umsetzung 
gebracht werden können, die in einigen Bundesländern wie Rheinland-Pfalz oder Nordrhein-West-
falen vorgeschrieben sind. Beispielsweise wird die Stadt Frankfurt am Main in ihrem Wasserkon-
zept für 2030 eine verstärkte Trinkwassersubstitution durch Einsatz von Betriebswasser vorschrei-
ben (Magistrat der Stadt Frankfurt a.M. 2021). Aufbauend auf Konzepten der Fachwelt und Fach-
planungsgesetzen können die kommunalen Fachplanungen hinsichtlich der Entwicklung eines ver-
änderten Umgangs mit Wasser (z. B. Einsatz von Regen- und Grauwasser) mit Transformations-
maßnahmen Effizienzsteigerungen umzusetzen. Diese Konzepte erlangen Verbindlichkeit für die 
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Kommune (und damit auch ihre Administration und die evtl. ausgegliederten Kommunalunterneh-
men für Wasser/Abwasser), wenn sie vom Kommunalparlament verabschiedet werden (Rohr-
bach/Schramm/Winker 2022; Verbücheln et al. 2021: 95). Im Bestand können sie aber nur dort 
umgesetzt werden, wo die Kommune über eigene Flächen (z. B. Schulviertel, Sportanlagen, Ver-
waltungseinrichtungen) verfügt oder wo ein B-Plan anhängig ist.  

In zahlreichen Kommunen werden bereits Klimaanpassungsbelange mit Hilfe von durch die Klima-
veränderung ausgelösten Stadtentwicklungsplänen betrachtet (Rohrbach/Schramm/Winker 
2022). Für das Land Berlin wird ein Stadtentwicklungsplan (StEP) Klima 2019 fortgeschrieben, der 
neben der räumlichen Verortung von Defiziträumen konzeptionelle Ansätze für den Baubestand 
und den Neubau enthält (Pallasch 2021: 156). 

Die Regenwasserbewirtschaftung kann mit Hilfe des Satzungsrechts für die Kommune insgesamt 
oder besonders geeignete Teilgebiete festgelegt werden (Geyler/Bedtke/Gawel 2013; Pallasch 
2021; Vogt/Vack/Schramm 1998); in der Regel sind dabei auch Bestandsgebiete erfasst. 

Ordnungspolitische Festschreibungen von Zielstellungen (z. B. Anschlussquoten vom Kanal) lassen 
sich zwar kommunalpolitisch gut verankern, es bleibt aber die Frage, ob sie sich auch erfolgreich 
durchsetzen lassen. Die Teilnehmenden waren hier sehr skeptisch. Erinnert sei hier auch an die 
Vereinbarungen, die die Emschergenossenschaft mit ihren Mitgliedsgemeinden politisch zur Ab-
kopplung des Niederschlagswassers aus dem Kanal abgeschlossen hat. Nur in wenigen Städten ist 
es gelungen, hier tatsächlich auch die Zielstellungen über zehn Jahre, die in der Größenordnung 
von 10 % vereinbart waren, zu erreichen.  

Bisher noch nicht erprobt hinsichtlich einer wasserwirtschaftlichen Transformation ist das städte-
bauliche Instrument der Sanierungsgebiete (Verbücheln et al. 2021: 95), das nach § 136 Abs. 2 
Nr. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB), das für den Bestand aufgrund einer Substanz- oder einer Funk-
tionsschwächesanierung einrichtbar ist. Die städtebauliche Sanierung und Erneuerung, die auch zu 
einer Transformation führen kann, wurde in Deutschland seit den 1960er-Jahren geschaffen, um 
bewohnbare Altbaugebäude mit massiven Substanzmängeln oder Altbauquartiere mit Funktions-
mängeln systematisch anzugehen und unter koordiniertem Einsatz erheblicher Mittel die Mängel 
zu beseitigen. Schon die dazu notwendigen Abstimmungsleistungen der Eigentümer*innen, die der 
Sanierungsplanung zustimmen müssen, können in der Regel durch konventionelle Verabredungen 
untereinander kaum erbracht werden; zudem fehlen den Privaten häufig auch erforderliche finan-
zielle Mittel. Daher rechtfertigt sich hier das planerische Eingreifen der Kommune zu einer koordi-
nierenden Umordnung mit Hilfe einer Sanierungssatzung, um ein Gebiet zur Behebung städtebau-
licher Missstände wesentlich zu verbessern oder umzugestalten. Dabei reicht es nicht aus, dass die 
einheitliche Vorbereitung und zügige Durchführung der Sanierungsmaßnahme im öffentlichen In-
teresse liegt, sondern es müssen auch städtebauliche Missstände vorliegen (Haag/Menzel/Katz 
2007). Diese können sich bei einer Funktionsschwächesanierung auch darauf beziehen, dass das 
Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben, die ihm nach seiner Lage und Funktion jetzt oder zukünftig 
obliegen, erheblich beeinträchtigt ist. Aktuell wird diskutiert, ob und wieweit auch hinsichtlich der 
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Aufgabe der Klimaanpassung, beispielsweise durch eine Verbesserung der blau-grünen Infrastruk-
tur und deren wasserwirtschaftliche Optimierung, das städtebauliche Instrument greifen wird 
(Schramm/Trapp/Winker 2022). 

Soweit es nicht erforderlich ist, für städtebauliche Sanierungsgebiete kommunales Satzungsrecht 
zu schaffen, ist es auch möglich, nach 171a BauGB ein Bestandsgebiet als Stadtumbaugebiet aus-
zuweisen. In diesen Fällen ist ein einfacher Beschluss des zuständigen Gemeindeorgans ausrei-
chend. Bei der Arbeit in Stadtumbaugebieten verzichtet die Kommune dann jedoch auf hoheitliche 
Befugnisse (z. B. eine Flächenenteignung, um besser durchgreifen zu können). „Die Festlegung ei-
nes Stadtumbaugebietes setzt allerdings voraus, dass die Gemeinde ein städtebauliches Entwick-
lungskonzept aufstellt, in dem die Ziele und Maßnahmen im Stadtumbaugebiet schriftlich darzu-
stellen sind“, dabei sind die verschiedenen (öffentlichen und privaten) Belange gegeneinander und 
untereinander abzuwägen (Böhme/Bunzel 2014: 21). Zur Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
werden vielfach entsprechend § 167 BauGB Entwicklungsträger oder andere Beauftragte einge-
schaltet, bei Sanierungsmaßnahmen Sanierungsträger (Haag/Menzel/Katz 2007), die auch in der 
Lage sind, die verschiedenen Grundstückseigentümer*innen in einem Bestandsgebiet wirksam zu 
koordinieren (Schramm/Trapp/Winker 2022). 

Um eine Transformation der Wasserinfrastruktur in Bestandsgebieten vorzuschreiben, könnte eine 
Kommune diese auch ohne Rückgriff auf das Stadtumbau- oder Stadtsanierungsrecht satzungs-
rechtlich anordnen; hierbei ist die Transformationsrichtung klar vorzugeben und auch der Zeit-
punkt, bis zu dem die häusliche Wasserinfrastruktur so umgestaltet ist, dass die dann veränderte 
öffentliche Wasserinfrastruktur auch in ihren neuen Bestandteilen genutzt werden kann. Dabei 
sollte den Grundeigentümern eine ausreichend lange Umbaufrist gegeben werden (Mei-
necke/Vack 1997). Eine solche Satzung könnte mit dem in § 177 BauGB verankerten Modernisie-
rungs- und Instandsetzungsgebot verbunden werden. Grundsätzlich ist es auch aus anderen Grün-
den sinnvoll, wenn bestimmte Spezifika neuer Wasserinfrastruktursysteme (z. B. Ventile für Unter-
drucksysteme, Trenneinrichtungen für die getrennte Erfassung von Schwarz- und Grauwasser, Ab-
wasserweichen) und evtl. auch Pflegenotwendigkeiten durch die Kommune satzungsrechtlich ge-
regelt werden (vgl. Maier o.J.).  

In der Literatur geäußerte Hoffnungen, dass der gesplittete Abwassertarif (in eine Schmutzwasser- 
und eine Niederschlagsgebühr mit einer Gebührenbefreiung für nicht im Kanal erfasstes Regen-
wasser) nicht nur hinsichtlich der Auskopplung von Regenwasser aus der Kanalisation, sondern 
auch bezüglich der Nutzung von Regenwasser zur Trinkwassersubstitution eine große Wirkung in 
Bestandsgebieten haben, konnten empirisch nicht bestätigt werden. Insbesondere im Bestand mit 
Mehrfamilienhäusern ist die Anreizwirkung häufig gering, da eine Niederschlagsgebühr über die 
Umlage regelmäßig an die Mietparteien weitergereicht (Schramm/Trapp/Winker 2022). Außerhalb 
der attraktiven Ballungsräume kann dies anders sein, insbesondere dort, wo es einen sogenannten 
Mietermarkt gibt, also wo ein großes Vermietungsangebot einer kleinen Nachfrage gegenüber-
steht. Soweit Vermietende oder Eigentümergemeinschaften „durch hohe Nebenkosten einen 
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Wettbewerbsnachteil auf dem kommunalen Wohnungsmarkt haben oder eine negative Mieten-
entwicklung vorliegt, kann das monetäre Anreizinstrument der Gebührenbefreiung seine Wirkung 
entfalten“ (Pallasch 2021: 144). Allenfalls bei grundlegenden Modernisierungsvorhaben ist sonst 
im Bestand damit zu rechnen, dass sich für Investitionen mit einer Neukonfiguration der häuslichen 
Wasserinfrastruktur entschieden wird (Kruse 2015). 

Eine weitere Möglichkeit ist es, Verbote auszusprechen. So werden in unterschiedlichen Regionen 
in Deutschland und von verschiedenen Kommunen, Landkreisen oder Regierungsbezirken bei ei-
nem Notstand der Trinkwasserversorgung etwa in langen Trocken- und Hitzeperioden bereits 
heute Bewässerungsverbote ausgesprochen, meist in Kombination mit anderen Einschränkungen 
(keine Pools, keine Autowäsche usw.). Wenn solche Verbote regelmäßig zum Einsatz kommen, 
können sie auch ein Anreiz sein, alternative Wasserressourcen in das eigene Nutzungskonzept zu 
integrieren (vgl. Schramm et al. 2019a). 

Perspektivisch wissen heute schon manche Städte, dass sie mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit zu-
künftig die gemäß WRRL geforderte Wasserqualität in Bächen und Flüssen nicht einhalten können 
werden, da die Durchmischung der eingeleiteten gereinigten Abwässer nicht mehr in ausreichen-
dem Maße gegeben sein wird. Dies erfordert dann Nachrüstungen auf der Kläranlage oder andere 
Eingriffe in das Abwassermanagement. So arbeitet etwa Paris an Konzepten, die eine Urinabtren-
nung in Gebäuden vorsehen (Matar et al. 2022). Ziel ist es, diesen hochkonzentrierten Abwasser-
strom direkt an der Quelle getrennt zu erfassen, um nicht die bestehenden kommunalen Kläranla-
gen massiv aufrüsten zu müssen. 

3.5.2 Finanzielle und Förderinstrumente 

Eine Initiierung und Steuerung des Umbaus im Bestand durch Instrumente einer finanziellen För-
derung ist gleichfalls denkbar. Hierfür wäre es sinnvoll, wenn der Bund zunächst entsprechende 
Modellvorhaben auflegen würde.  

In Zeiten knapper Finanzmittel ist darüber nachzudenken, aus welchen Fördertöpfen entspre-
chende Geldmittel auch jenseits von Modellvorhaben und evtl. auch im Rahmen der Bund-Länder-
Programmgestaltung aufgelegten Städtebauförderprogrammen bereitgestellt werden können. 
Mit KfW-Mitteln könnten hier Sanierungsmaßnahmen noch stärker sektorübergreifend vorange-
trieben werden, um etwa energetische mit wassertechnischen Maßnahmen wirkungsvoll zu ver-
knüpfen. Weiterhin ist es denkbar, dass Landesmittel eingesetzt werden, um erste Erfahrungen zu 
sammeln und eine Umsetzung auf Landesebene zu fördern, wie es etwa die Förderung von Regen-
wassernutzung des Landes Bremen aktuell vormacht (Bremer Umwelt Beratung e.V. 2022). 

Eigene Förderprogramme der Kommunen sind nur in wenigen Fällen erwartbar; sie erfordern eine 
Bereitstellung der erforderlichen Mittel im kommunalen Haushalt. Angesichts der strukturellen 
Probleme der Kommunen besteht zumeist nur ein geringer Spielraum für die Durchführung derar-
tiger, von der Kommune finanzierter Förderprogramme. Gemeinden, die im Rahmen der Kommu-
nalaufsicht Auflagen zur Haushaltssicherung erfüllen müssen, haben diese Möglichkeit nicht. Nur 
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die Bereitstellung zusätzlicher Mittel von dritter Seite kann hier Spielräume schaffen (Böhme/Bun-
zel 2014). Zur Förderung bieten sich weiterhin bereits bestehende Gebührenaufkommen an (wie 
in den beiden folgenden Absätzen ausgeführt).  

Mit einer Grundwasserentnahmegebühr kann der Nutzung von Grundwasservorkommen entge-
gengewirkt werden. Die für die Nutzung des Grundwassers erhobenen Gebühren können verwen-
det werden, um zu einer Schonung der Ressource beizutragen. Bei einer hohen Grundwasserent-
nahmegebühr, die an die Verbraucher*innen z. B. über deren Trinkwasserverbrauch umgelegt 
wird, lässt sich teilweise bereits ohne eine solche Lenkungswirkung beobachten, dass sich die Sys-
temkosten zwischen den häuslich einsetzbaren Wasserarten verschieben; daher rechnet sich bei-
spielsweise in Berlin ein häuslicher Betrieb von Grauwasseranlagen und die Nutzung des Be-
triebswassers. 

Mit der Abwassergebühr wurde auf eine Verbesserung des Gewässerzustands gezielt, in der Ver-
gangenheit zunächst durch die Einführung einer ordnungsgemäßen Schmutzwasserreinigung auf 
den Kläranlagen. Die Abwasserabgabe soll mit einer Gesetzesnovelle an geänderte umweltpoliti-
sche, rechtliche und technische Rahmenbedingungen angepasst werden. Sie soll künftig nicht nur 
auf Schmutzwasser erhoben werden; daneben sollen eine Spurenstoff- und eine wirksamere Nie-
derschlagsabgabe treten. Für die Niederschlagswasserabgabe sieht etwa der Referentenentwurf 
der Bundesregierung vor, dass über eine geänderte Bemessung der Schadeinheiten ein Anreiz ge-
setzt wird, Flächen zu entsiegeln, von der zentralen Abwasserbeseitigung abzukoppeln sowie Nie-
derschlagswasser zu nutzen bzw. dezentral zu versickern (vgl. Gawel et al. 2021). Grundsätzlich 
kann das Gebührenaufkommen auch für die Finanzierung von geeigneten Systemen im Siedlungs-
bestand verwendet werden. Ähnlich ist denkbar, auch das Aufkommen aus der Spurenstoffabgabe 
einzusetzen, um an der Quelle durch eine Stoffstromtrennung eine Verbesserung des Zustandes 
zu erreichen. 

3.5.3 Technisch-organisatorische Instrumente 

Aus infrastrukturtechnischer Sicht gilt es zunächst festzustellen, dass eine Vielzahl technischer Sys-
temlösungen bereitsteht und genutzt werden kann. Auch sind sie im Neubau an ausgewählten 
Quartieren wie der Jenfelder Au in Hamburg, in Knittlingen und Pfaffenhofen, in den verschiedenen 
Ökosiedlungen der 1990er-Jahre, aber auch international in Göteborg oder Quingdao erprobt wor-
den, so dass Erfahrungswerte zu ihrer Funktionalität und Zuverlässigkeit als auch zu Optimierungs-
möglichkeiten vorliegen (vgl. Kisser/et al. 2020). Diese systemischen Anwendungsfälle werden 
noch durch technische Teillösungen wie Inliner für Abwasserrohre (EvaSens-VakuumInliner, Ve-
ser/Londong 2017), die Abwasserweiche (Hörnlein et al. 2022) oder auch neue Entwicklungen im 
Bereich der energetischen Rückgewinnung aus Teilströmen (wie etwa https://www.re-
vincus.com/de/einsatzbereiche/) ergänzt, die sich besonders für einen Einsatz im Bestand eignen. 
Allerdings muss der zeitlich flexibilisierte Betrieb von Abwassernetzen mit Abwässern verschiede-
ner Qualitäten mit Netzbetreibern erprobt werden, damit sich die Einsatzmöglichkeiten präzise 
bestimmen lassen. Darauf aufbauend haben sich auch nochmals neue systemische Lösungen mit 

https://www.revincus.com/de/einsatzbereiche/
https://www.revincus.com/de/einsatzbereiche/
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Blick auf Klimaanpassung oder Energieeffizienz ergeben wie etwa die Vertikaa-Konzeption, bei der 
Abwasser innerhalb einer begrünten Fassade aufbereitet und dann als Betriebswasser wiederge-
nutzt wird (Veser/Londong 2017). 

In kurzer Zeit und ohne großen Aufwand (z. B. für Aufklopfen von Leitungsstrecken) installieren 
lassen sich doppelte Leitungen im Abwasserbereich über diese Inliner. Für den Aufbau der häusli-
chen Versorgung mit Betriebswasser können flexibel verlegbare Leitungssysteme aus Mehrschicht-
verbundrohren, wie sie mehrere Hersteller anbieten, auf Putz installiert werden. Wo in den Ge-
bäuden wenig Platz für die Verlegung zusätzlicher Leitungen vorhanden ist, kann es auch sinnvoll 
sein, an einer Außenwand diese Leitungen zu verlegen. Diese Wand kann gleichzeitig genutzt wer-
den, um die Aufbereitungsanlagen und einen Betriebswassertank aufzunehmen. Ergänzend 
kommt hinzu, dass bei der Durchführung solcher Maßnahmen auch darauf geachtet werden sollte, 
in den Wohnungen die Trinkwasserleitung jeweils als Ringleitung auszubauen. So entstehen keine 
Qualitätsprobleme aufgrund sich reduzierender Trinkwasserbedarfe. 

Wichtig ist es, dass im Zuge dieser Differenzierung der Ab- und Zuleitungen Fehlanschlüsse vermie-
den werden. Während in der Abwasserableitung eine Vermeidung der Fehlanschlüsse über ca.  
10–20 % je nach System anzustreben ist, gilt es mit absoluter Sicherheit, Fehlanschlüsse zwischen 
Trink- und Betriebswasser auszuschließen. Dies kann durch eine Mischung aus entsprechenden 
rechtlichen und normierenden Vorgaben, der notwendigen Aufmerksamkeit in Planung, Bau und 
Betrieb, Schulungen der Handwerker*innen, Information der Gebäudebesitzer*innen, -betreiben-
den und -nutzenden sowie, als auch durch technische Maßnahmen wie Markierung der Rohre, ver-
schiedene Materialien und Gewinde usw. gelingen. Maßnahmen zur Qualitätssicherung können 
hier unterstützend wirken Mischung aus entsprechenden rechtlichen und normierenden Vorga-
ben, der notwendigen Aufmerksamkeit in Planung, Bau und Betrieb, Schulungen der Handwer-
ker*innen, Information der Gebäudebesitzer*innen, -betreibenden und -nutzenden sowie durch 
technische Maßnahmen wie Markierung der Rohre, verschiedene Materialien und Gewinde usw. 
gelingen. Komplementär empfehlen sich Maßnahmen zur Qualitätssicherung (Ebert et al. 2019; 
Schramm et al. 2019a). 

3.5.4 Kooperative Instrumente 

Zu den kooperativen Instrumenten zählen freiwillige Selbstverpflichtungen und Vereinbarungen. 
Freiwillige Vereinbarungen und städtebauliche Verträge können etwa bei Maßnahmen zum Auf-
bau von blau-grünen Infrastrukturen im Bestand zukünftig eine gewisse Rolle spielen 
(Schramm/Trapp/Winker 2022). Erprobte kooperative Instrumente sind zum Beispiel Baum(schei-
ben)patenschaften oder das ehrenamtliche Engagement von Vereinen, Bürgerinitiativen oder an-
deren NGOs. 
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3.5.5 Informatorische Instrumente 

Für die Schweiz wurden Entscheidungsunterstützungsinstrumente für die Kommunalpolitik entwi-
ckelt, bei denen, wenn es die Situation erfordert, auch eine Transformation der Wasserinfrastruk-
tur empfohlen wird (vgl. Beutler et al. 2021). 

In Sanierungsgebieten, aber auch in Konversionsgebieten bietet es sich z. B. an, frühzeitig immer 
auch zu prüfen, wieweit in diesen Gebieten ein siedlungswasserwirtschaftlicher Transformations-
pfad beschritten werden kann. Dort, wo in Gebieten ein Gebäudealtbestand vorhanden ist, könnte 
es gleichfalls sinnvoll sein, wenn die Kommune die Initiative ergreift und die anstehenden Ertüch-
tigungen sowohl der häuslichen als auch der öffentlichen Wasserinfrastruktur als Startpunkt für 
eine wasserwirtschaftliche Transformation begreift, die zugleich eine wassersensible Stadtent-
wicklung und verbesserten Klimaschutz (durch erhöhte Energiesuffizienz) umfassen kann. Die Ent-
wicklung eines einfach durchführbaren Transformations-Checks könnte Stadtplaner und Kommu-
nalpolitiker bei der Identifikation von Gelegenheitsfenstern unterstützen. 

Bislang fehlen bei den Instrumenten zur Entscheidungsunterstützung solche, die Kommunalakteu-
ren helfen, konkret die gut geeigneten Gelegenheitsfenster im Bestand zu identifizieren und dafür 
Daten aus dem Asset Management über den Zustand der öffentlichen Abwasser- und Trinkwasser-
netze mit Hinweisen über den Sanierungsbedarf auch der Hauswasserleitungen verschneiden. Ent-
sprechende Informationsinstrumente wären sehr hilfreich. 

Bisher fehlt auf der Bundesebene eine Institution, die die bisherigen Erfahrungen zur Transforma-
tion der Wasserinfrastruktur sammelt und bewertet, um Kommunen und Investoren darauf auf-
bauend so zu beraten, dass sich frühzeitig besonders vorteilhafte Lösungen in der Praxis durchset-
zen. Durch eine unvoreingenommene Bewertung können Schritte hinsichtlich der Identifikation 
von Gelegenheitsfenstern und der Evolution der Neuerungen abgekürzt und nicht gewünschte 
Pfadabhängigkeiten bzw. Lock-in-Situationen vermieden werden. 

Entscheidend für eine erfolgreiche Transformation sind ausreichend dokumentierte Ist-Zustände 
der Gebäude und Quartiere. Auf der Grundlage von aktuell gehaltenen Leitungs- und Netzplänen 
kann eine Transformation gut vorgedacht und konzipiert werden. Leider besteht diese Art der Do-
kumentation für Gebäude nur in wenigen Fällen; teils sind sie veraltet. Sonst muss man sich mit 
den ursprünglichen Planungen behelfen, aus denen sich nicht entnehmen lässt, ob sie so umge-
setzt wurden. Wenn diese Dokumentationen nicht existieren, ergibt sich ein gewisser Mehrauf-
wand in deren nachträglicher Erstellung oder durch die Unwägbarkeiten im Veränderungsprozess. 

Im Vergleich zur Energiewende fällt auf, dass für diejenigen, die über Baumaßnahmen in einem 
Gebäude entscheiden, bisher keine systematische Beratung rund um die häusliche Wasserversor-
gung aufgebaut wurde, insbesondere, wenn sie nur ein oder wenige Häuser besitzen. Derzeit exis-
tiert zwar ein sehr bescheidenes Geschäftsfeld für Beratungsinstitutionen, sich an die Hauseigen-
tümer*innen zu wenden, um ohne einen Wasserschaden präventive Sanierungspläne zu erstellen 
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(vorhandene Berater*innen arbeiten vor allem hygienische Risiken durch Legionellen und Pseu-
domonas ab); jenseits der Legionellenuntersuchung (alleine für Warmwassersysteme) wird bisher 
kaum ein Bewusstsein bei den Eigentümer*innen geschaffen. Auch fehlt ein Instrument wie der 
Energiepass, der auch die Kommunikation mit Mietparteien erleichtern könnte, vor allem aber 
Hausbesitzende darüber informiert, ob sie ihre Aufgaben erledigt haben bzw. zu welchem Zeit-
punkt sie diese erledigen sollten. 

Mit Hilfe von Checklisten und Handlungsempfehlungen kann der Sanierungsbedarf in den Haus-
wasserleitungen erarbeitet werden. Dieses sogenannte Leitungswassermanagement kann nicht 
nur für ein einzelnes Gebäude (z. B. ein Wohnhochhaus), sondern auch systematisch für alle Lie-
genschaften einer Kommunen oder des kommunalen Wohnungsunternehmens aufgebaut werden 
(Scholzen 2008: 141ff). Ebenso ist es auch möglich, sich in Sanierungs- bzw. Stadtumbaugebieten 
frühzeitig mit Hilfe eines exemplarischen Querschnitts durch das Quartier einen Überblick über die 
eventuell erforderliche Sanierung/Erneuerung der Hauswasserleitungen (einschließlich Abwasser) 
zu verschaffen. 

Perspektivische informatorische Instrumente könnten weiterhin sowohl eine individuelle spezifi-
sche Informationsbereitstellung, beispielsweise einen solchen Hauswasserpass, sowie Maßnah-
men zur Behebung des Fachkräftemangels umfassen. Durch Letzteren bzw. den bereits angespro-
chenen deutlichen Mangel an Nachwuchs insbesondere im Handwerk wird die Umsetzbarkeit der 
Transformation im Bestand erschwert (das sind sehr auffällige Parallelen zur Wärmewende). Mög-
lichkeiten zur Fachkräftegewinnung sind zum Beispiel Nachwuchs- und Umschulungsprogramme, 
Maßnahmen zur Erhöhung der Attraktivität der Berufe durch Gleichwertigkeit der Abschlüsse, aber 
auch die Anpassung der Aus- und Weiterbildungsprogramme von Handwerker*innen an zielkom-
patible Technologien (Kost et al. 2021: 106). 

3.6 Forschungs- und Entwicklungsbedarfe 

Für Hoffmann et al. (2020) ist zwar bereits die derzeitige Umsetzung alternativer Wassersysteme 
in den Städten vielversprechend. Dennoch unterstreichen die bisher verfolgten Ansätze die Not-
wendigkeit, Forschungsfragen fachlich nicht zu eng fokussiert zu behandeln, sondern sowohl aus 
technischer als auch sozio-ökonomischer und transformativer Perspektive anzugehen. 

Ein zentrales Forschungs- und Entwicklungsziel, das bereits Kaufmann Alves (2012: 280) identifi-
zierte, hat sich bestätigt: Grundsätzlich sollte die Entwicklung effizienter und innovativer Leitungs-
führungen innerhalb und außerhalb von Gebäuden vorangetrieben werden, mit denen es möglich 
wird, die Kosten, aber auch den Aufwand (z. B. für die Mietparteien) bei infrastrukturellen Trans-
formationen im Bestand zu reduzieren. Im Rahmen weiterer F&E-Vorhaben ist zu überprüfen, wie 
lange derartige Verbundmaterialien halten und ob hier durch Einsatz anderer Polymere eine bes-
sere Umweltbilanz erzielt werden kann. 
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Zur Bewertung der technischen Möglichkeiten einer ressourcenschonenden Umrüstung in Be-
standsgebäuden reicht es nicht aus, alleine an die in der Siedlungswasserwirtschaft derzeit vor-
herrschenden Systeme (z. B. Life-Cycle-Analyse bzw. CO2-Fußabdruck) anzuschließen, da damit die 
Ressourcenintensität im Betrieb, wie sie in Stoffstromanalysen erhoben wird, nur teilweise bewer-
tet werden kann. Gesichtspunkte wie die langfristige Robustheit bzw. Resilienz der Wasserinfra-
struktursysteme, aber auch deren Kritizität (z. B. aufgrund einer Rohstoffabhängigkeit von tenden-
ziell instabilen oder erpresserischen Herkunftsländern) spielen in der politischen und zivilgesell-
schaftlichen Debatte zunehmend eine Rolle und sollten hier eingehen. Die EAWAG hat gute Erfah-
rungen mit multikriteriellen Entscheidungsanalysen gemacht, auf denen aufgebaut werden kann 
(Beutler et al. 2021; Marttunen/Lienert/Belton 2017; Scholten et al. 2014). Es ist zu untersuchen, 
was erforderlich ist, um diese Bewertungen und Entscheidungsanalysen zur Grundlage der kom-
munalen Entscheidungsprozesse zur künftigen Gestaltung der Wasserinfrastruktur zu machen.  

Es fehlt der Kommunalpolitik bisher ein Informationsinstrument zur sektor- und ressortübergrei-
fenden Identifizierung der Gelegenheitsfenster im Bestand. Dazu sind zumindest Daten aus dem 
Asset Management des Abwasserbeseitigers und des Trinkwasserversorgers über den Zustand ih-
rer Netze und bekannte Schwachpunkte mit Hinweisen über den Sanierungsbedarf der Hauswas-
serleitungen zu verschneiden. Bei der Erarbeitung eines solchen Instruments muss geklärt werden, 
wie die Kommune überhaupt eine Übersicht über sich häufende Leitungswasserschäden oder Sa-
nierungspläne in den Gebäuden erhalten kann (z. B. über eine entsprechende eigene Beratungs-
einrichtung, evtl. aber auch über Faustzahlen). Gegebenenfalls lässt sich dieses Instrument auch 
mit einem Transformations-Check (vgl. 3.5.5.) kombinieren. 

Gemeinsam mit den Gebäudeversicherern könnte untersucht werden, wieweit es sinnvoll ist, ei-
nen eigenen Wasserpass für Gebäude zu erarbeiten, der über etwaige Sanierungsbedarfe der 
Hauswasserleitungen informiert, es aber auch erlaubt, bei der Strukturierung der Planung von wei-
teren Arbeiten zum Erhalt und der Weiterentwicklung der Gebäude (z. B. hinsichtlich blau-grüner 
Infrastruktur) zu unterstützen. Eventuell besteht auch ein Regelungsbedarf hinsichtlich einer Do-
kumentation der verbauten Materialien bzw. einer Netzdokumentation in den Gebäuden. 

Übergreifend gilt es, ein Bewusstsein der Gebäudeeigentümer*innen für Wasserbelange zu schaf-
fen. Hierzu zählt zuallererst aufgrund der sich verändernden Rahmenbedingungen eine Technik, 
die aktuell ist und mit den Herausforderungen wie Trockenheit mit nachfolgenden Bewässerungs-
verboten, dem Schutz vor Starkregen, dem Erhalt der Hygiene im Leitungssystem, aber auch einem 
grundsätzlichen ressourcenschonenden Management von Wasser und Energie (Warmwasser) um-
gehen kann. Hier ist sicherlich ein Wasserpass ein interessanter Baustein, reicht jedoch nicht aus. 

Hinsichtlich der zu novellierenden Abwassergebühr liegen bisher erste Abschätzungen der mögli-
chen Aufkommens- und Zahllasteffekte vor (Gawel et al. 2021). Wieweit für die bauliche Verände-
rung der Wasserzu- und ableitungen und neue Anlagen in den Bestandsgebieten zukünftig zielge-
richtet die eingenommenen Gebühren aus der Abwassergebühr verwendet werden könnten und 
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sollten, wurde bisher hingegen nicht ermittelt. Folglich sollte näher untersucht werden, unter wel-
chen Voraussetzungen zukünftig auch für die monetäre Förderung der Transformation der Was-
serinfrastruktur im Siedlungsbestand auf das Gebührenaufkommen aus der Abwassergebühr zu-
rückgegriffen werden könnte, insbesondere, wenn dadurch ein gezieltes Abstellen von hygienisch 
problematischen Einträgen in die öffentliche Schmutzwasserleitung erreicht werden kann. Vor der 
Einführung der Spurenstoffabgabe wäre es zudem erforderlich, hygienisch besonders problemati-
sche Typen von Einleitern im Bestand zu identifizieren. 

Darüber hinaus gilt es zu analysieren, ob bzw. inwiefern es eine Neugestaltung der bestehenden 
Tarif-/Gebührenmodelle braucht. Bei den bestehenden Modellen käme es für künftig nur noch 
weniger beanspruchte Infrastrukturteilsysteme in der Transformation zu einer immensen Steige-
rung der Fixkosten, man könnte sogar von einer Fixkostenfalle sprechen (Backhaus 1998). Diese 
Gestaltung sollte neben einer sinnvollen Kostenverteilung idealerweise auch echte monetäre An-
reize zur Transformation enthalten. Wie beide Ziele gleichermaßen erreicht werden können, gilt 
es zu untersuchen. 

Für Kommunen ist das frühzeitige Erkennen relevanter Barrieren und deren Beziehungen zu ein-
zelnen Stakeholdern wesentlich. Insbesondere ist es für eine gute Entscheidung im Transformati-
onsprozess wichtig, hier zwischen vorgeschobenen und echten Barrieren von Schlüsselakteuren 
unterscheiden zu können und damit die Bereiche, die eine gemeinsame konstruktive Weiterent-
wicklung benötigen, von denen unterscheiden zu können, wo es um eine Konfliktbearbeitung etwa 
aufgrund unterschiedlicher Prioritätensetzung oder Arbeitskulturen geht. Bisher ist kein analyti-
scher Rahmen entwickelt, der dies Kommunen systematisch und zuverlässig erlaubt. Hier kann gut 
auf Vorarbeiten im Bereich der Akteur-Netzwerk-Theorie mittels Konstellationsanalysen aufgebaut 
werden (Schramm/Trapp/Winker 2022). Diese erlauben es den Kommunen nicht nur, geeignete 
Netzwerkstrukturen zu erkennen, sondern auch Hemmnisse in der Kooperation und im Entschei-
dungsprozess von Schlüsselakteuren zu identifizieren und gemeinsam aufzubrechen. Konstellati-
onsanalysen als ein pragmatisches, von der Kommune selbst einsetzbares Instrument für die Vor-
bereitung der Transformation der Wasserinfrastrukturen sind bereits im Ansatz entwickelt (vgl. 
Wolf/Londong 2020); unter Rückgriff auf reale Veränderungen im Bestand sollten sie systematisch 
untersucht sowie in der gemeinsamen Anwendung erprobt und ggfs. weiterentwickelt werden. 

Ähnlich wie bei Neubauvorhaben sind auch im Bestand hinsichtlich der Realisierung neuartiger 
Wasserinfrastrukturen die subjektiven und objektiven Transformationshemmnisse und -risiken 
zu erkennen, zu vermindern und zu vermeiden, um den zögerlichen Umgang mit den Neuerungen 
und Transformationshemmnissen rational zu bearbeiten und möglichst zu überwinden. Letztlich 
spricht ähnlich wie beispielsweise bei klassischen Innovationsrisiken in Unternehmen auch bezüg-
lich der siedlungswasserwirtschaftlichen Transformationsprozesse viel dafür, aufbauend auf den 
Erkenntnissen der Risikoforschung eine Governance der Transformationsrisiken vorbereitend be-
reits mit der Durchführung entsprechender Modellvorhaben im Bestand aufzubauen. 
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Um die Debatte zur siedlungswasserwirtschaftlichen Transformation mit der Frage, mit welchen 
Abhängigkeiten wir in Zukunft leben wollen, zu verknüpfen, wäre es sinnvoll, nicht nur die alten 
Pfadabhängigkeiten zu identifizieren, sondern mit Hilfe von TA-Ansätzen und Szenarien auch die 
möglichen neuen Pfadabhängigkeiten aufzudecken, die mit der Transformation verbunden sein 
könnten, und ein Bewusstsein hierüber herzustellen.  

Neben der konkreten Integrierbarkeit im Gebäudebestand bzw. der Siedlungsstruktur wurde als 
weitere wichtige Aufgabe die Identifizierung von Potenzial- und Vorranggebieten im Bestand be-
nannt, in denen eine Transformation zunächst verfolgt werden sollte. Hierzu kann bereits auf kon-
zeptionellen Überlegungen, vergleichenden Analysen und ersten Planungstools aufgebaut werden 
(Kaufmann Alves 2012; vgl. Kluge/Libbe 2010; Kruse 2015; Niederste-Hollenberg et al. 2016; 
Schramm et al. 2018; Winker et al. 2017).  

In weiteren Forschungsvorhaben sollte es darum gehen, die derzeitigen Lösungswege zu differen-
zieren, um letztlich Antworten für jede Art von Bestand zu finden. Zukünftige Forschung sollte zu-
dem nicht alleine praxisbezogen ausgerichtet werden, sondern einen kritischen transdisziplinären 
Forschungsansatz verfolgen. Erforderlich ist hierfür eine Förderung nicht nur durch die Ressortfor-
schung, die eine derartige transdisziplinäre Breite in der Regel nicht finanzieren kann, sondern vor 
allem auch durch das BMBF in Form weiterer soziotechnischer „Leuchtturmprojekte“, in denen 
alternative städtische Wassersysteme in großem Maßstab umgesetzt werden, auch im Siedlungs-
bestand. Entsprechend der Analyse von Hoffmann et al. (2020) sollte solche Forschung unbedingt 
auf den Erfahrungen bereits bestehender Leuchtturmprojekte aufbauen, ihre Potenziale und Gren-
zen aus einer integrierten Perspektive identifizieren und ihre Erfolge und Misserfolge im gesamten 
städtischen Wassersektor teilen. 

Auch für Neubauprojekte bzw. neu erschlossene Quartiere sollten noch offene Punkte und Hand-
lungsbedarfe im Transformationsprozess identifiziert und bearbeitet werden, etwa über eine 
wissenschaftliche Begleitung von Pilotprojekten. Bisher hängt dies stark von den entsprechenden 
Planungen und Fördermöglichkeiten ab (Winker et al. 2017). Auch für den Neubau fehlt auf Bun-
desebene eine Institution, die Kommunen und Investoren berät. Hinsichtlich mehrerer aufgrund 
von fehlender Weiterfinanzierung durch das BMBF wissenschaftlich nicht weiterbegleiteter 
Leuchtturmprojekte (z. B. KREIS in Hamburg (Oldenburg/Giese/Londong 2016), SEMIZENTRAL in 
Xingdao) empfiehlt sich eine fachübergreifende wissenschaftliche Auswertung des aktuellen Be-
triebs, um potenzielle Schwachstellen, aber auch ergriffene „Goldrand“-Lösungen, die sich für eine 
Standardisierung vereinfachen lassen, zu identifizieren. Nur so lassen sich auch für Neubauvorha-
ben exportfähige Lösungen erarbeiten, die international wettbewerbsfähig sind. 
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4 Schlussfolgerungen 

Voraussetzung für eine wirksame Transformation im Bestand wird, von wenigen Ausnahmen ab-
gesehen, eine politische Entscheidung der Kommune für eine aktive Umgestaltung der Wasserinf-
rastruktur (z. B. Beschluss für eine öffentliche Betriebswasserversorgung oder für eine wassersen-
sitive Stadtentwicklung) sein. Diese gibt es bisher kaum – schon gar nicht für Bestandsgebiete. Um 
eine solche Entscheidung rational treffen zu können, sollte die Kommune aufbauen auf einer was-
serwirtschaftlichen Ersteinschätzung zur Regenwasserbewirtschaftung, einem Masterplan zur Be-
triebswasserversorgung oder ähnlichen Formen einer wissenschaftlich gestützten Zielfindung auf-
bauen.  

Um Synergien zu nutzen, sollten unterschiedliche politische Instrumente und Anreizsysteme kom-
biniert werden. Weiter sollte lokal (in den vorrangig zu behandelnden Bestandsgebieten) das Be-
wusstsein für Transformation geschaffen werden, um eine Kultur der Transformation zu erzeugen.  

In der Erarbeitung der Thematik wie auch in der Diskussion mit den Expert*innen wurde nochmals 
deutlich, wie dringlich der Gestaltungs- und Handlungsbedarf ist. Die Transformation von Infra-
strukturen zieht sich über einen langen Zeitraum und umfasst die unterschiedlichsten Räume und 
Akteure. Daher bedeutet jedes Nichthandeln nicht nur eine Verzögerung, sondern eine Verstär-
kung möglicher Lock-in-Situationen und irreversibel verlorene Ressourcen. Dabei beziehen sich die 
Ressourcen nicht nur auf nicht eingesparte Wasser- und Energiemengen sowie Umweltbelastun-
gen, sondern auch auf Arbeitskraft und Kapital, die verwendet worden sind, ohne den Wandel an-
zustoßen. Besonders eklatant dabei ist, dass durch das Verharren im Status quo nicht die Synergien 
und Kooperationspotenziale mit dem Energiesektor gehoben werden können. 

Darüber hinaus kommt natürlich auch dem Umweltbundesamt eine wichtige Rolle zu. Hier werden 
die Grundsatzentscheidungen zum Umgang mit Wasserwiederverwendung, aktuell etwa die Um-
setzung der EU-Verordnung zur Wasserwiederverwendung, zum Handling von Starkregenabschlag 
oder auch zur vierten Reinigungsstufe fachlich vorbereitet, um nur einige wenige zu nennen, die 
damit über Jahrzehnte den geforderten Umbau der Wasserinfrastruktur bestimmen. 

Die Kommune kann gegebenenfalls eigene Wohnungsunternehmen überzeugen, Veränderungen 
im Bestand anzugehen. Das wäre ein wichtiger Schritt, zumal dabei ganz praktisch die immer noch 
die weitverbreitete Meinung widerlegt werden kann, dass nur bei einer Gebäudekernsanierung 
eine wasserwirtschaftliche Veränderung im Bestand realisierbar sei. So lassen sich folglich erhebli-
che (zeitliche) Barrieren im Veränderungsprozess verringern.  

Eine (letztlich fast flächendeckende) Transformation ist im Bestand bei Nutzung aller Instrumente 
zunächst eine utopisch erscheinende Unternehmung, aber mittel- bis langfristig bei einer zeitna-
hen entsprechenden Weichenstellung und Bearbeitung der offenen Fragestellungen erreichbar. 
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6 Anhang 

Transformation der Wasserinfrastruktur im Bestand: 
Herausforderungen, Lösungsansätze, Entwicklungsbedarfe 

Programm zum Werkstattgespräch 
Am Mittwoch, den 15. Juni 2022 von 10:00-16:00 Uhr 

Virtuell via BigBlueButton, Details siehe Seite 2 

Ab 9:30 Uhr Einwahltest möglich 
10:00 Uhr Begrüßung und Vorstellungsrunde 
Martina Winker (ISOE) 

10:30 Uhr Auftakt 
Martina Winker (ISOE) 

10:45 Uhr Transitionshemmnisse bei Schweizer (Ab-)Wasserinfrastrukturen: 
Warum wir Technologien und Konzepte haben und (n)(d)och keine 
Veränderungen sehen. 
Philipp Beutler (Hunziker Betatech AG) 

11:15 Uhr Kreislaufgeführte Abwasserinfrastruktur als Schlüsseltechnologie zu 
einer zukunftsfähigen Stadtentwicklung 
Susanne Veser (Björnsen Beratende Ingenieure) 

11:45 Uhr Überlegungen zu Veränderung der Wasserinfrastruktur im Bestand 
am Beispiel Stuttgart 
Silke Drautz (Umweltamt Stuttgart) 

12:15 Uhr Pause 

13:00 Uhr Transformation der Wasserinfrastruktur im Wohnbestand 
– Potenziale, Gelegenheitsfenster, Herausforderungen
Engelbert Schramm (ISOE)

13:30 Uhr Institutionell-planerische, (infrastruktur)technische & wirtschaftliche 
Herausforderungen und Lösungen 
Alle 

14:45 Uhr Plenare Diskussion 
Alle 

15:50 Uhr Lessons learned 
Engelbert Schramm, Martina Winker (ISOE) 

16:00 Uhr Ende 
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Transformation der Wasserinfrastruktur im Bestand:  
Herausforderungen, Lösungsansätze, Entwicklungsbedarfe 
Dokumentation des Werkstattgesprächs vom Mittwoch, den 15. Juni 2022, 10:00-16:00 Uhr 

1  Begrüßung 

Martina Winker, ISOE, begrüßt die Teilnehmenden. Sie gibt einen Überblick über das Thema und 
den Tag (Programm siehe Anhang). Zudem erklärt sie das Format „Werkstattgespräch“. 

2  Vorstellungsrunde 

Verbunden mit der Frage „Weshalb bin ich heute hier?“ stellen sich die Teilnehmenden vor 
(detaillierte Teilnehmendenliste findet sich im Anhang). 

Dabei ergaben sich ein Bild der folgenden Motive und Teilnahmeinteressen: 

● Motivation: langjähriges Interesse am Thema; Projekte aufzeigen, die sich Schwerpunktmäßig
mit Abwasser beschäftigen; privater Bezug durch eigene Wohnung/Haus im Neubaugebiet; be-
stehende Konzepte am Bestand umsetzen

● Interessen: Schwierigkeiten diese Thematik in Deutschland einzuführen; Siedlungswasserwirt-
schaft; Trennung von Abwasserströmen im Bestand; Wie kann Transformation allgemein gelin-
gen? Wie kann der Umbau des Bestands gelingen?; Kosten der Transformation der Wasserinf-
rastruktur im Bestand; Wie werden Impulse geschaffen und Akteure im Bestand koordiniert?;
Junge Menschen mit den Ideen/Konzepten vertraut machen; Regenwasserbewirtschaftung/Re-
genwasserabkopplung; Umsetzungsinstrumente; Übersicht über Anpassungsmaßnahmen ge-
winnen; Wasserinfrastruktur optimieren; Schwammstadt; Klimaschutz; Wasserwiederverwen-
dung

● Lernziele: neuer Input und weitere Ideen; Sichtbarmachung des Themas in der Bevölkerung;
Wasserinfrastrukturen besser kennenlernen; mehr Kompetenzen erwerben; verschiedene Dis-
ziplinen besser kennenlernen; Sensibilisierung der Politik; neue Impulse bekommen (zu Themen 
oben); Transformation im Bestand ganzheitlich denken und gestalten;

3 Auftakt 

Martina Winker gibt eine kurze Einführung zum Hintergrund und Anlass des Werkstattgesprächs 
als auch den Zielen der Werkstatt. Diese sind: 

● Identifizierung von Gelegenheitsfenstern
● Prüfung der im Fachdiskurs erkannten Hemmnisse
● Forschungsaufgaben und -fragen
● Entwicklungs- und Gestaltungsbedarfe

Siehe auch Präsentation von M. Winker im Anhang. 
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4  Transitionshemmnisse bei Schweizer (Ab-)Wasserinfrastrukturen: Warum wir 
Technologien und Konzepte haben und (n)(d)och keine Veränderungen sehen 

Philipp Beutler (Hunziker Betatech AG) gibt einen Überblick zum Stand der Debatte in der Schweiz. 
Siehe Präsentation von P. Beutler im Anhang. 

Rückfragen und Diskussion: 

● Ergänzend zu den genannten Hemmnissen: Ignoranz, Arroganz, Geldgier (groß angelegte Infra-
strukturen bedeuten hohe Honorare) in Bezug auf das aktuelle System als auch Unverständnis,
dass es Veränderungen braucht („wir haben doch schon ein funktionierendes System“)

● Motivation der Nutzenden: Häufig besteht Unlust sich auf Neues einzulassen. Es ist wichtig und
möglich den Betrieb so als Service zu gestalten, dass das Neue möglichst unaufwendig ist. Wich-
tig ist dabei, dass es von Anfang an ein Konzept gibt, dass das dezentrale Abwassersystem in
Planung mit dem anschließenden Betrieb zusammen betrachtet wird.

● Kosten: Es besteht auch ein Nutzen für die Wohnungsbaugesellschaft. Zunächst gilt es, das
Preissegment und die Kundschaft in den Blick zu nehmen, die damit ja auch den Rahmen für
mögliche Kosten bestimmt. Zudem gilt es zu bedenken, dass Immobilien, die nicht nachhaltig
gestaltet sind, in ihrem Wiederverkaufswert sinken. Zudem sind Immobilien, die in ihrer Gebäu-
deinfrastruktur eine Flexibilität aufweisen, langfristig anpassungsfähiger. Wichtig hierbei ist zu
betrachten, dass eine jetzige Kostenvermeidung später nur zu höheren Kosten führt bzw. um-
gekehrt, wenn jetzt investiert wird, sind die künftigen Kosten nicht so hoch (auch bezogen auf
Klimawandelfolgen).

5  Kreislaufgeführte Abwasserinfrastruktur als Schlüsseltechnologie zu einer 
zukunftsfähigen Stadtentwicklung 

Susanne Veser (Björnsen Beratende Ingenieure) gibt einen Überblick zu aktuellen Entwicklungen 
in der Abwassertechnik, die für den Bestand geeignet sind. Siehe Präsentation S. Veser im Anhang. 

Rückfragen und Diskussion: 

● Es gilt die Sicherung der Daseinsvorsorge auf der einen Seite und andererseits die Verbesserung
der Hygiene.

● Hygiene wird der Hauptpunkt für die Stoffstromtrennung sein. In Mischwasserkanälen entste-
hen in Deutschland die Haupteinträge für Antibiotika etc.; resultierende Antibiotikaresistenzen
sind eines der größten Zukunftsprobleme mit enormer volkswirtschaftlicher Bedeutung. Wich-
tig ist es Grau- und Schwarzwasser zu trennen, da die meisten Einträge aus dem Schwarzwasser
kommen. So kann das Risiko beträchtlich reduziert werden.

● Großer Widerstand/Misstrauen bei den Planenden: der Impuls und Veränderungsbedarf muss
von der Politik kommen, da Investoren ansonsten kein Interesse haben und die Hemmnisse, die
sie sehen, groß sind
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● Das „Tal des Todes“ gilt es zu beachten: Universitäten arbeiten an innovativen Technologien,
die einmal gut einmal weniger gut funktionieren. Sobald das Forschungsprojekt beendet ist,
fehlt es an einer großtechnischen Umsetzung und spannende Entwicklungen bleiben stehen.
Diese Diskrepanz nennt sich „Tal des Todes“. Seine Überwindung ist ein wichtiger Aspekt.

● Die Wohnungsbaugenossenschaften geben positive Rückmeldungen (VertiKKA Projekt). Es
scheint gut angenommen zu werden und nicht die oben angesprochenen Schwierigkeiten zu
besitzen. Sie geben an, dass besonders die Sichtbarkeit das Projekt über die grüne Fassade es
attraktiv macht.

6  Überlegungen zu Veränderung der Wasserinfrastruktur im Bestand 
am Beispiel Stuttgart 

Silke Drautz (Amt für Umweltschutz, Landeshauptstadt Stuttgart) gibt einen Überblick zu aktuellen 
Entwicklungen in Stuttgart hin zu Veränderungen im Bestand. Siehe Präsentation S. Drautz im An-
hang. 

Rückfragen und Diskussion: 

● Schwarzwassermanagement ist bisher kein Thema, das in die Stuttgarter Projekte einbezogen
wurde. Es könnte wichtig sein, die Probleme genauer in den Blick zu nehmen, die entstehen
können, wenn in Zukunft nur noch Schwarzwasser in der Kanalisation ist, weil das Grauwasser
zur Wiederverwendung genutzt wird.

● Der Rahmenplan Talgrund West und sein Einfluss auf Verkehrsflächen: Wichtig ist dabei zu gu-
cken, welche Flächen insgesamt sind schon vorhanden und welche Flächen sind nutzbar. Es ist
zu beachten, dass z.B. weggenommene Parkplatzflächen an einer anderen Stelle wieder zur
Verfügung gestellt werden müssen oder der gesamte Verkehrsplan muss überarbeitet werden.
In Gesprächen zwischen Stadt- und Verkehrsplanern sind diese Aspekte zum Teil schon ange-
sprochen. Jedoch ist im aktuellen Rahmenplan das Konzept so entwickelt worden, dass der Ver-
kehrsplan nicht geändert werden muss.

● Die Frage der Zuständigkeiten im Quartiersprojekt ist nicht ganz so einfach zu beantworten und
kann zu Schwierigkeiten in der Umsetzung führen. Da zudem die Koordination verschiedener
Akteure bei der Umsetzung eines Rahmenplans nicht auf einen einzelnen Prozess runter zu bre-
chen ist.

● Klimaanpassung in der Stadt muss mit der Wasserwende im gesamten Agglomerationsraum
gemeinsam gedacht werden und ist ein sehr wichtiger Aspekt bei der Neu- und Umverteilung
von Flächen. Klimawandelanpassung kann jedoch ein wichtiger Treiber im Transformationspro-
zess im Bestand sein.

● Größte Herausforderung immer wieder ist es, übereinstimmende Zielvereinbarungen zu erar-
beiten (alle Akteure mit einer Zielvorstellung zusammen zu bringen) und diese dann im weite-
ren Prozess aufrecht zu erhalten. Dies gilt es aktiv nachzuhalten.
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7  Transformation der Wasserinfrastruktur im Wohnbestand – Potenziale, 
Gelegenheitsfenster, Herausforderungen 

Engelbert Schramm (ISOE) gibt einen Überblick zu den aktuellen Forschungsergebnissen und Über-
legungen zu Transformation sowie die unterschiedlichen Herausforderungen. Siehe Präsentation 
E. Schramm im Anhang. 

Rückfragen und Diskussion: 

● Kosten: Duale Systeme werden abgelehnt, weil höhere Kosten entstehen. Jedoch ist hierbei zu 
beachten, dass Klimaanpassung eine zusätzliche Aufgabe ist, die Geld kostet und langfristig be-
trachtet immer mehr kosten wird. Richtige Investitionen jetzt können künftig Kosten einsparen. 
Bei der Kommunikation von Klimaanpassungsmaßnahmen ist also die richtige Argumentation 
von Bedeutung, damit die Kostenfrage nicht zum Umsetzungshemmnis wird. 

● Fragen: Wie ist der Vorlauf von der Vorplanungsphase zur Planungsphase? Wie schafft man hier 
eine Formation, die dann auch etwas bewegt? Rahmenplan, der als Orientierung für Kommu-
nen dienen kann, wäre wünschenswert, um Umsetzungen einfacher zu gestalten (z.B. für 
Schwammstadt). 

● Ist eine Schwachstelle der Umsetzung die Politik? Sie könnte massiven Einfluss auf die Umset-
zung von Projekten haben, weil sie mit Druck einen Zwang auslösen kann. Jedoch scheint es 
hier an einer Art „Kümmerer“ zu fehlen. Eine starke Stimme auf politischer und institutioneller 
Ebene, die sich für Transformation einsetzte, könnte dafür sorgen, dass Projekte wirklich um-
gesetzt werden.  

● Es ergibt eine angeregte Diskussion über die Umsetzbarkeit von Projekten, die politischen 
Hemmnisse, mögliche Lösungsansätze, die Wichtigkeit von Kommunikation und Bestandsver-
änderung. Im Weiteren sind nur einige zentrale Argumente dokumentiert. 

● Unter anderem wird erwähnt, dass Stadtentwässerung früher in Quartiersentwicklungsprozes-
sen einbezogen werden sollte, um frühzeitig Hemmnisse und Potentiale zu erkennen. Außer-
dem ist interdisziplinäre Zusammenarbeit insbesondere in Kommunen wichtig. Denn die Sicht 
aller (auch der Wasserversorger) ist bedeutend für die Akzeptanz der Transformationsprozesse. 
Ein hochrangig bestücktes Gremium, das im besten Fall einen aktiven Kümmerer an seiner 
Spitze hat, könnte Druck auf Politik auswirken und so Prozesse schneller zur Umsetzung brin-
gen.  

● Hoffnung liegt auf der künftigen Generation: die junge Generation, die die Universität aktuell 
verlassen, hat einen multidimensionaleren Denkansatz und bringt hier ein Potential für Trans-
formationen mit. Allerdings muss die Wasserinfrastruktur für sie als Arbeitsfeld auch attraktiv 
sein. 

● Lösungsansätze: Brief an die Politik (Petitionen) als Möglichkeit Druck auf die Politik auszuwir-
ken. Junge Menschen mehr in die aktuellen Diskussionen einbeziehen, da sie neue Ideen und 
Input bringen können (Kritik am aktuellen Workshop: wenige junge Gesichter/fehlende Alters-
diversität)  
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● Kosten: Zusätzliche Reinigungsstufen bringen höhere Kosten. Es bedarf eines Paradigmenwech-
sels hier: man muss an die Quelle gehen und großindustriell (und standardisiert) denken, an-
statt nur kleinteilig zu verändern  

8  Institutionelle, technische und wirtschaftliche Herausforderungen und Lösungen 
(Gruppenarbeit: Planerisch/ institutionell, wirtschaftlich/technisch) 

Im nächsten Schritt haben die teilnehmenden des Werkstattgespräch an den Herausforderungen 
für Transformation der Wasserinfrastruktur im Bestand gearbeitet. Zudem sollten sie offene Fra-
gen und Entwicklungsbedarfe identifizieren. 

Die Teilnehmenden hatten die Möglichkeit sich nach eigenem Interesse und Expertise für eine der 
drei angebotenen Arbeitsgruppen zu entscheiden: (1) institutionell-planerisch, (2) wirtschaftlich 
und (3) (infrastruktur)technisch. Auf Basis der Interessen wurden dann zwei Arbeitsgruppen durch-
geführt mit folgender Moderation: 

● Gruppe 1: Planerisch/ institutionelle Ausrichtung mit Engelbert Schramm 
● Gruppe 2: Wirtschaftlich/technische Ausrichtung, mit Martin Zimmermann 

Die Gruppenarbeit folgte dabei diesen Leitfragen: Was sind (echte) Herausforderungen (v. den 
heute gehörten)? Was teilen Wir davon? Was sind Lösungsmöglichkeiten? Was ist noch offen/ Wo 
besteht Forschungs- und Entwicklungsbedarf? 

8.1 Gruppenarbeit 1: Planerisch/institutionelle Ausrichtung 

Teilnehmende: 

● Engelbert Schramm (Moderation), Sophia Keller, Soscha Gelbe (Protokoll) 
● Thomas Kluge, Silke Drautz, Jan Trapp, Matthias Hartmann, Sebastian Meyer, Volker Zang, Diet-

mar Sperfeld 

Herausforderungen von Transformationen der Wasserinfrastruktur im Bestand 

● Als aktuelle Herausforderungen sind institutionelle Zwänge, veränderte Aufgaben und neue Ge-
schäftsfelder zu nennen. 

● Institutionelle Verantwortung: Die Politik (zu verstehen als subnationale Ebene) hat maßgebli-
chen Einfluss auf Entscheidungen bezüglich der Wasserinfrastruktur. Sie muss die Initiative er-
greifen und die Koordination übernehmen, sonst ist eine langfristige Umsetzung nicht möglich. 
Denn die größte Herausforderung aktuell ist das (politische) Festhalten am Status Quo.  

o Durch die Übernahme institutioneller Verantwortung kann auch der Markt beeinflusst wer-
den  

o Verbände und intersektorale und interdisziplinäre Formate sind entscheidend für die Trans-
formation 
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o Das Thema ist vielfältig und noch herrscht auch auf der Entscheidungsebenen ein Mangel an 
Fachwissen 

● Wachsende Konfliktlagen um Wassernutzung und –Versorgung sind als Gelegenheitsfenster zu 
verstehen, welches bisher im Bestand nicht genutzt wird. 

● Bestehende rechtliche Regelungen verhindern eine Transformation der Wasserinfrastruktur  
 besonders kleine Kommunen brauchen neue, adaptive gesetzliche Rahmenbedingungen, die 
auch einen finanziellen Ansatz der Grau- und Brauchwassernutzung schaffen 

o Problem: Die Stadtentwässerung einer Kommune darf nicht über Metropol-Grenzen hinaus-
gehen (finanziell); steht aktuell rechtlich auf unsicheren Füßen. Auch dürften die entspre-
chenden Akteure bei Starkregenmanagement nicht mitwirken, denn sie sind nicht zuständig 
und es handelt sich eigentlich um eine Aufgabe der Stadt. 

o Institutionelle Frage: Was passiert mit dem gesammelten Regenwasser eines Privatdachs, 
das in die öffentliche Grünfläche eingeleitet wird? Wer ist dafür zuständig? 

● Hemmnisse in der Zuständigkeit institutioneller Vorsorge und Versorgung? Können Zwecke ge-
bündelt werden (z.B. Abwasserentsorgung und Wasserversorgung)? Wie kann das angegangen 
werden? 

o Es besteht die Problematik der Abwassergebühren. 
o Die Stadtentwässerung steht akut sehr unter Druck mit all den bestehenden Herausforde-

rungen. Sie kümmert sich um und interessiert sich für innovative Lösungen (systemisch und 
technisch), obwohl sie nicht dafür zuständig ist. Die tatsächlichen Zuständigen hingegen (z.B. 
die Stadt und Wasserversorger) kümmern sich nicht.  

o Aktuelle Klimaanpassungsmaßnahmen stehen quer zu den Anforderungen für Wasserinfra-
struktur. Entsprechend müssen innerstädtische Institutionen auf einen gemeinsamen Nen-
ner gebracht werden. 

o Es ist wichtig über Stadtgrenzen hinaus zu schauen und Lösungsansätze dezentral vor Ort zu 
fördern und zu implementieren. 

● Dilemma deutlich: Es besteht Hemmung z.B. durch zusätzliche (teure) Wasserzähler. Gleichzei-
tig gibt es einen vermehrtem Wasserbedarf durch Klimaanpassungsmaßnahmen usw., der 
durch andere Wasserarten ein stückweit befriedigt werden kann (und Wasserzähler braucht). 
Es muss auf Quartiersebene gedacht werden, um nicht nur einzelne Gebäude (v.a. Wohnhäu-
ser) zu erreichen  Neubaugebiete sind besonders entscheidend, um eine nachhaltige Anpas-
sung einzuleiten. 

● Problem: es gibt nur einige einzelne Interessierte („Kümmerer*in“), die sich zum Teil zu Grup-
pen zusammentun, um Schwerpunkte politisch/institutionell einzubringen  Ämter und Be-
triebe müssen näher zusammengebracht werden um Kooperationen zu erleichtern  

● Es stellt sich die Frage, wieso vorrangig Klimaschutz diskutiert und Klimaanpassung teilweise 
vergessen wird?   
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 Klimaschutz wird viel diskutiert, da es hier strenge Vorgaben gibt, wohingegen die Poli-
tik/Stadt Wasser im urbanen Raum nicht als wichtiges Thema wahrnimmt. Wasser hat aktuell 
nicht die Wichtigkeit, die es haben sollte und es herrscht ein ständiger „Kampf“ darum, Wasser 
als wichtiges Thema in politische Bereiche zu bringen und Druck auszuüben  

Lösungsmöglichkeiten bezüglich der beschriebenen Herausforderungen 

● Frage: Steht das UBA bezüglich der Rolle der Politik in der Verantwortung?  

o UBA hat die Aufgabe der Entwicklung der Wasserstrategie als Hilfsleistung für das BMU. In 
letzterem ist noch fast alles auf Zentralisierung ausgerichtet und die Transformation ist ein 
extrem randständiges Thema.  

● Berlin arbeitet aktuell am „Masterplan Wasser“. 
● Wassersparraten müssen in dem Maße entwickelt und in den Kommunen festgelegt werden, 

wie die Bevölkerung wächst. Dies ist nur mit Grauwassernutzung möglich. 
● Es wird angezweifelt, ob Vorgaben von Zahlen, Rechnungen und Messungen der richtige Zugang 

sind. Durch die Brauchwasserstudie findet in Frankfurt a.M. die Orientierung am Einsparen von 
Trinkwasser zum Teil schon statt. 

o Es ist nicht sicher, ob Brauch- und Grauwassernutzung „die“ Lösung sind. 
o Die Unterscheidung die Belange von Stadt und Land ist entscheidend. Denn urbane Ansätze 

sind meist nicht auf kleine Kommunen anwendbar (z.B. künftige zusätzliche Reinigungsstu-
fen) 

o Problematisch ist, dass niemand in das dezentrale „Hinterland“ von Hessen schaut. Stattdes-
sen findet eine Fokussetzung auf Metropolregionen statt. Dem entgegen sollte die Betrach-
tung eher auf den ländlichen Raum gelenkt werden 

● Wie kann das Dilemma der (institutionellen) Zuständigkeit, der Finanzierung und der Dichoto-
mie Land-Stadt in der Praxis überwunden werden? 

o Es besteht institutioneller (disziplinärer) Zwang als Hindernis. Um dem entgegenzuwirken 
sind übergreifende Maßnahmen, Aktionen und Regelwerke entscheidend 

● Es bedarf Koordination zwischen den Ämtern (z.B. übergeordnet über das Land in Bezug auf 
Rechtsfragen), um neue Lösungen zu entwickeln  

● Es sind eher Lösungen vorzuschlagen und in technischen Richtlinien zu konkretisieren, als ein-
heitliche Richtlinien zu schaffen. 

● Die Berücksichtigung von Komplexität und Konsens in der Zielvorstellung sind besonders wich-
tig für Lösungsstrategien  

● Zusammenfassung: Wer trägt hier für was die Verantwortung? Gibt es universelle Lösungen 
oder muss hier differenzierter gedacht werden? Welche Zielvorstellungen sind kommunal die 
richtigen? 
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Offene Punkte, Forschungs- und Entwicklungsbedarfe  

● Wie sehen gute Organisationsstrukturen für die Agglomerationsräume aus?  

o Es besteht der Bedarf zur Entwicklung einer langfristigen wasserversorgungsbezogenen Ent-
wicklungsbilanz. 

o Urbaner/metropolitaner Raum als entscheidende Skala der Wasserbedarfsprognosenent-
wicklung. Hier sind Überblicke zu schaffen, um Entlastungsstrategien entwickeln zu können 
und Konfliktsituationen um Wasserversorgung beizulegen. Das ist nicht über einen politi-
schen „Kümmerer“ möglich. 

o Es ist wissenschaftliches Erkenntnisinteresse notwendig, da Bilanzgrößen noch unklar sind. 
Diese mangelhafte Wissenssituation muss so bearbeitet werden, dass sie dann fachpolitisch 
behoben werden kann. 

● Wenn wir über Anpassung an den Klimawandel reden, worüber sprechen wir dann eigentlich 
genau? 

o Wasserressource, Nutzung und Bedarf wird wichtig werden, aber auch Hitzemanagement. 
Es bedarf also flankierender Infrastrukturen, mit denen gearbeitet werden kann (Differen-
zierung zwischen urbanem und ländlichen Raum). 

● Es ist ein Bewusstsein in der Verwaltung zu schaffen, dass es einer Durchmischung von Wissen 
und Erfahrung bedarf, sodass es zu einer Akquise der einzelnen Akteure kommt. Jedoch bedarf 
es hier auch einer Exit-Strategie: Wie kann man den öffentlichen Arbeitgeber dahingehend qua-
lifizieren, dass er auch tatsächlich Lösungen anbietet für einen begrenzten Zeitraum (nicht nur 
über Forschungsprojekte).  

● Es gibt genügend Pilotprojekte. Allerdings ist darauf zu achten (insbesondere, wenn etwas nicht 
optimal gelaufen ist), dass Projekte nicht eingestampft werden (wie es seitens BMBF auch bei 
Leuchtturm-Projekten mehrfach gelaufen ist), sondern weitergeforscht und nach Optimie-
rungspotenzialen geschaut wird. 

● In Neubaugebieten werden bereits Innovationen mit eingebaut (z.B. in Frankfurt Riedberg Neu-
baugebiet seit 2000) doch es bleibt jedes Mal „ein kleiner Kampf“, alle Innovationen mit einzu-
bringen und sie für Investor*innen attraktiv zu gestalten. Weiterhin benötigen sehr innovative 
Ideen nicht nur Investoren als Unterstützende sondern auch die Stadtpolitik. 

● Die Zeit für Pilotprojekte ist vorbei, jetzt müssen diese in die Fläche umgesetzt werden. Es be-
darf also eine Übernahme in den administrativen Bereichen:  

o Anschlussfragen: Wie kommt man mit den Pilotprojekten jetzt in die Praxisphase? Welche 
Hemmnisse gibt es hier? Welcher Strukturen bedarf es?  

● Es bedarf nicht einer technischen, sondern einer gesellschaftlichen/sozialen Innovation. Es 
braucht eine Nachschärfung von Kompetenzen und Schlüsselpositionen  Kulturveränderung  
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8.2 Gruppenarbeit 2: Wirtschaftlich/technische Ausrichtung 

Teilnehmende: 

● Martin Zimmermann (Moderation), Martina Winker, Michaela Fischer (Protokoll)  
● Arne Wieland, Erwin Nolde, Hermann Mikat, Jörg Londong, Linnéa Fölster, Philipp Beutler, 

Susanne Veser 

Kernerkenntnisse: 

A.)  Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung hat blinde Flecken, z.B. bzgl. Schwarzwasserverwertung, 
CO2-Wirkungen und die Schäden, die durch das Nichtstun entstehen. Hier gilt es vor allem 
auch Transparenz über betrachtete Kosten und Berechnungsmethoden herzustellen. 

B.)  Markperspektiven:  
● Es gibt keinen Arbeitsmarkt für junge Leute, die sich für die Thematik interessieren. 
● Regenwasserabkopplung und -nutzung ist (ökonomisch) nicht attraktiv. 
● Selbst wenn die technischen Voraussetzungen bestehen, ist es fraglich, wie Kund*innen es an-

nehmen.  in diesem Bezug ist es wichtig, wie es sich wirtschaftlich darstellt? 

C.)  Spurenstoffe/4. Reinigungsstufe wird nicht gemeinsam mit dezentralen Konzepten gesehen 
(wie bspw. Schwammstadt) 

● Wie wirkt sich das Konzept der Schwammstadt auf die Wasserversorgung aus? (Selbst, wenn 
dies ein Abwasserthema ist, müssen die Wasserversorger an der Debatte beteiligt sein.) 

● Es wird Akzeptanz verloren, wenn sich jetzt auf Spurenstoffe gestürzt wird, die Sache muss ge-
meinsam angegangen werden. Z.B.: Gesamtsystem Hygiene, Beiträge zur grundsätzlichen Sys-
temänderung. 

Den hier gelisteten Punkten sind Argumente in der weiteren Dokumentation der Arbeitsgruppe 
zugeordnet. 

Veränderungen der Wasserwirtschaft 

● Es ist Aufklärung zu den Wirkungsweisen der blau-grünen Infrastruktur (BGI) notwendig. Die 
meisten Leute wissen gar nicht, was mit Abwasser passiert. Wenn nun mit BGI begonnen wird, 
sehen die Leute auf einmal was passiert, hier braucht es Aufklärung: Wie funktioniert unsere 
Branche, ab wann ist eine Fortführung des bestehende Systems ein Problem und wann nicht. 

● Die Entwässerung wird bislang vernachlässigt. Dies wird sich voraussichtlich ändern. Die Was-
serwirtschaft muss kommunizieren lernen und politischen Druck aushalten. 

● Blaupause/Transformation: Auch wenn davor eine große Angst besteht, muss an verschiedenen 
Stellen losgegangen werden. Hier gilt es zu klären, wie der Umbau Schritt für Schritt erfolgen 
kann. Zudem gilt es zusammenzuführen, was wir bereits ein Wissen haben. 

● Die Wasserwirtschaft hat ein Nachwuchsproblem, was zu konservativ, rückständigem Kanalbau 
führt.  Wie schafft man einen interessanten Job? Bezug B.) 
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Abwasser-& Niederschlagsgebühren, Rechtliche Hürden: 

● Inwiefern Gebühren der Stadtentwässerung für BGI zu verwenden sind, ist völlig ungeklärt. 
● Gebührentechnisch wird Regenwassernutzung aktuell bestraft. Niederschlagswassergebühr 

muss auch bezahlt werden, wenn man einen Überlauf hat (für Notfälle). Damit werden alle fi-
nanziell abgestraft, die Regenwasser nutzen. Bezug B.) 

● Wie verhält es sich mit Zuständigkeiten, wie passt das haushaltstechnisch zusammen? 
● Wichtig ist es zudem, die Handlungsmöglichkeiten und (Un)Sicherheiten zu bewerten, die auch 

aufgrund der aktuellen rechtlichen Lage ergeben:  

o Wie etwa lassen sich Wassergebrauchsmengen in einem ausreichend zuverlässigen Maß be-
stimmen, wenn zwei unterschiedliche Leitungsanschlüsse (Trinkwasser und Betriebswasser) 
in den Wohnungen bestehen und Mieter wechseln können. Ist es überhaupt ein Problem? 

o Was ist, wenn Betreibende einer BW-Versorgung aufgrund der aktuellen Rechtslage nicht 
den öffentlichen Raum nutzen können (Konzession). Frage: Wie können Planer so vorgehen, 
dass Betriebswasser so umgesetzt wird?  

o Weiter besteht ein juristisches Problem bei der alltäglichen Umsetzung, da in Bauleitplänen 
die Nutzung von BW nicht vorgeschrieben werden kann.  

Transparenz/Kommunikation: 

● Es braucht Transparenz über unterschiedliches technisches und wirtschaftliches Vorgehen. Es 
ist schwierig Wirtschaftlichkeitsberechnungen zu durchschauen ohne Detaileinblicke in das Vor-
gehen und die verwendete Datenlage. Deshalb sollten Wasserversorger*innen hier mit invol-
viert sein. Es ist ein ganzheitlicher Ansatz notwendig, um es für die Abwasserentsorger und 
Wasserversorger nutzbar zu machen. Bezug A.) 

● „Kosten des Nichtstun“ und der aktuell entstehenden Schäden müssen genauso bekannt sein 
wie die Einsparungen auf Seiten der Wasserversorger durch Wasserrecycling. Bezug A.) 

● Zur Kostentransparenz gehören z.B. auch die Kosten für Pumpen, die nur punktuell bei Spit-
zenlastbedarfen genutzt werden. Bezug A.) 

● Spitzenlasten: Betriebswasserversorgung kann helfen effektiv die Peaks abzuschwächen. Bezug 
A.) 

● Transparenz über das Knappwerden von Wassermengen herstellen; z.B. auch über interessante 
Projekte wie Bier aus Abwasser. 

Way forward: 

● Stärkere Vernetzung kleinräumiger Anwendungen zusätzlich ergänzt durch Leuchtturmprojekte 
mit Strahlkraft durch großräumige Umsetzungen. 

● Rechtliche Fragen: Was darf ich mit dem was ich produziere? Wenn ein Technologiewandel an-
gestrebt wird, können ATV-Richtlinien (für Kläranlagen) nicht befolgt werden. Aber von Singa-
pur und Los Angeles kann gelernt werden, dort hat man Wege gefunden. 
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● Umweltbundesamt ist die wegweisende Behörde, die für Wasserinfrastruktur und Neugestal-
tung zuständig ist. Hier braucht es Richtungsentscheidungen. 

● Wie kann es gelingen, die Probleme auf der Zeitachse (manche schnell, manche langsamer) ge-
meinsam zu lösen: 4te Reinigungsstufe (Spurenstoffe/Mikroplastik) und Hygiene und dezent-
rale Systeme (evtl. sollten Ziele der Infrastruktur formuliert werden). Wir verlieren auch Akzep-
tanz, wenn wir die Aspekte nicht gemeinsam denken und ganzheitliche Lösungsansätze vor-
schlagen. Bezug C.) 

Offene Punkte, Forschungs- und Entwicklungsbedarfe  

● Wie verhält es sich mit der Verschiebung der Verantwortung? Sind Abwassergebühren dann 
noch immer angemessen? 

● Wasserver- und -entsorgung sind ganzheitlich zu sehen. Was bedeutet das für zentralisierte 
Systeme? 

● Ist eine großräumige Umsetzungen möglich? Wie sehen die Transformationspfade aus? Was 
muss wann wo wie geschehen? 

● Welchen Beitrag und Wirkungen leisten Veränderungen des Infrastruktursystems in welchem 
Umfang zu Hygiene, Klimaanpassung etc.? 

9  Plenare Diskussion 

Hier fand eine Vergemeinschaftung der Diskussion der zwei Gruppen statt. Engelbert Schramm und 
Martin Zimmermann stellten zusammenfassend die Ergebnisse der Gruppen vor. Hier Stichpunkte 
und Schlagwörter, die detaillierten Ausführungen finden sich in der Protokollierten Gruppenarbeit 
unter Top 8. 

Gruppe 1: 

● Unterschiede zwischen kleinen und großen Städten sind zu beachten. 
● Die Auswertung bestehender Pilotprojekte inkl. ihrer Optimierung ist wichtig. 
● Es braucht eine Verjüngung der Debatte, um Innovationen auch in Ämter und Behörden zu ho-

len. Stellen sind auf Zeit zu besetzen, damit immer wieder neue Impulse eingebracht werden. 
● Es werden nicht nur technische, sondern vor allem soziale Innovation benötigt. 

Gruppe 2: 

● Wie verhält es sich mit der Verschiebung der Verantwortung, sind dann Abwassergebühren 
noch immer angemessen? 

● Wasserver- und entsorgung ganzheitlich sehen, und was bedeutet das für bestehende zentrali-
sierte Systeme. 

● Großräumige Umsetzungen sind wichtig. 
● Welchen Beitrag leisten Systemänderungen der Wasserinfrastruktur zu Hygiene, Klima etc. 
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10  Lessons learned - Engelbert Schramm, Martina Winker 

Engelbert Schramm und Martina Winker stellen die wesentlichen Punkte dar, die sie im Verlauf 
des Werkstattgesprächs gehört und mitgenommen haben. Einige Teilnehmende haben noch er-
gänzt. 

● Der Verlauf des Workshops macht deutlich, dass die Betrachtung des Bestands ein neues Thema 
ist, mit dem nicht alle vertraut sind. Es besteht weiterhin Forschungs- und Entwicklungsbedarf. 
Beispielsweise müssen sich noch einige technische Normen und Standards ändern, wenn im 
Bestand in die Transformation zu gehen ist (z.B. hinsichtlich Straßenentwässerung, wie heute 
angesprochen). Die fehlende Vertrautheit mit dem Thema zeigte sich auch darin, dass es nicht 
möglich alleine über den Bestand zu reden, immer wieder wurden auch Neubaugebiete tan-
giert. 

● Es fiel auf, dass häufig Konflikte bestehen bezüglich der Fragen: Worauf will ich als Kommune 
hinaus, wenn ich in die Zielveränderung gehen, was ist das optimale Ziel? Hier müssen verschie-
dene Ziele gegeneinander aufgewogen werden 

● Auf der Bundesebene fehlt ein*e richtige*r Fürsprecher*in, der/die das Thema „Transformation 
Wasser“ aufmacht. Um gute Entscheidungen hinsichtlich einer Transformation zu fällen, bedarf 
es einer Unterstützung für die Kommunen, um hier Richtungssicherheit zu erlangen.  

● Man hört aus dem UBA zu wenig Einheitliches. Große Kritik wurde in der heutigen Runde auch 
an der nationalen Wasserstrategie laut, hier ist unser Thema ganz nach hinten gerutscht. Es hier 
muss eine Richtungssicherheit für die Kommunen geben 

● Es bestehen beim Thema Bestandsveränderung viele Probleme: viele wurden heute gehört. 
Hier gilt es nochmals die Verflechtung mit anderen Planungsbereichen, insbesondere auch der 
Verkehrsplanung und damit der Veränderung der Mobilität zu beachten. 

● Auch geht es thematisch nicht nur um BGI wenn man an den Bestand denkt, sondern die De-
batte muss auch nochmals stärker in der Siedlungswasserwirtschaft (z.B. vierte Reinigungs-
stufe) schauen. Hier braucht es einen geteilten Schwerpunkten auf Klima und Hygiene. Schwarz-
wasser darf nicht aus den Augen verloren werden. Das ist eine vielleicht etwas überraschende 
Erkenntnis des Tages. 

● Es gilt über den Tellerrand hinaus zu blicken, Impulse mitzunehmen und weiterzutragen, um 
Transformationen in der Wasserinfrastruktur zu ermöglichen. Dabei ist die Gestaltung der Was-
serinfrastruktur Hand in Hand mit anderen Konzepten wie etwa dem Schwammstadtkonzept 
vorzunehmen (inkl. Rohstoffpflege, Altlasten). 

● Weiterhin sind strategische Kooperationen zu schaffen (z.B. German Water Partnership). 
● Forschungsfragen, die im Laufe des Tages deutlich wurden, sind 

o Wie sehen Transformationspfade aus (für die verschiedenen Bestandsquartiere) und wie 
konkrete Quartiersveränderung?  
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o Die angesprochenen evtl. entstehenden Konflikte in der Zielveränderung der Kommunen 
müssen antizipiert werden; evtl. müssen hier auch Möglichkeiten zur Konfliktbearbeitung 
entwickelt werden. 

o Wie können die Verkehrsflächen, die in der Stadt vorgehalten werden, mitgedacht und in 
zukunftsorientierten Visionen nicht vergessen werden (Stichpunkt Klimaanpassung)?  

o Wie können ausreichend Sicherheiten geschaffen werden, trotz der bestehenden Unsicher-
heiten?  
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